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In diesem Hefte werden folgende Actenstücke veröffentlicht: 

Seit« 

I. Die Anklageschrift des Oberstaatsanwalts v. Luck d. d. 27. März .4876 5 
IL Ein Schreiben des Grafen von Arnim d. d. Florenz den 4. Mai 4876 27 
m. Ein Beriebt Über die Sitzung des Staatsgerichtshofds vom 44. Mai 
4876, in welcher die Verhandlung der Sache vertagt und die Ver- 
nehmung des Grafen Bassenheim^ des Grafen Hompesch und des 

Herrn Adolf Tbiers beschlossen wurde 30 

lY. Ein Schreiben des Herrn Tbiers an den deutschen Botschafter in 
Paris, in welchem er seine Bereitwilligkeit ausspricht, Zeugniss 
abzulegen, wenn er auf dem allgemein gebräuchlichen Wege 
einer Commission rogatoire dazu aufgefordert werden sollte . . 33 
y. Ein Antrag der Vertheidiger des Grafen Arnim die Vernehmung 
des Herrn Tbiers auf dem vom Letzteren angedeuteten regelmäs- 
sigen Wege vornehmen zu lassen 34 

VI. Ablehnender Bescheid des Staatsgerichtshofes, durch welchen der- 
selbe sich in die Lage brachte, die Vernehmung des Herrn Tbiers 
umgehen zu können, wenn Graf Arnim^ nicht zu dem Audienz- 
termin erschien 35 

Vir. Eidesstattliche Erklärung des Grafen Hon\pesch über den Zeugen 

Matthi® 36 

VIIL Eidesstattliche Erklärung des Herrn Schabelitz in Zürich in Betreff 

der Aussage des p. Mattbiae 38 

Die mit Nr. VIII Übereinstimmende Aussage des Grafen Bassen- 
heim ist nicht in unsern Besitz gelangt. 

IX. Antrag der Vertheidigung des Grafen Arnim auf Vorladung ver- 
schiedener Zeugen und Mittheilung von ActenstUchen d. d. 26. Sep- 
tember 4876 .39 

X. Antrag der Vertheidiger auf Vorladung noch anderer Zeugen d. d. 

30. September . 43 

XI. Antwort des Herrn Tbiers if den Brief des Grafen Arnim d. d. 

30. September 4876 • •. • '^ ** 
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Xn. Schreiben der Vertbeidiger des GraTen Arnim d» d. 5. Oclober, mit 
welchem sie den Brief des Herrn Thiers dem Gerichtsbof Über- 
reichten , . . . 45 

XTII. Zeugenaussage des Obersten von der Burg d. d. i% Mai 1876| aus 
welchem hervorgebt, dass hinter dem Kücken des deutschen Bot- 
schafters eine Korrespondenz zwischen Nancy und Paris, sowie 
zwischen Nancy und Berlin Statt fand, welche die Thätigkeit des 
Botschafters durchkreuzte 46 

XIV. Der Protest der Vertbeidiger, welchen sie am ö, October in den 

Händendes Presidenten des Staatsgenchtsbofes zurückgelassen haben 48 



Der Herausgeber. 



Nv 



V . Digkizeaby Google 



I. 

Berlin, den 27. März 4876. 
Ober-Staats-Anwaltschaft. 

Anklage 

des Okr-Staats-inwalts beim KonigMen Kammergerieht^za Berlin 

wider 

den einstweilig in Ruhestand versetzten Kaiserlich Deutschen Bot- 
schafter, Wirklichen Geheimen Rath, Dr. juris Grafen Harry von 
Arnim, geboren zu Moitzelfitz in Pommern im Jahr 4 824, in Nassen- 
heide angesessen, in Berlin ortsangehörig, evangelisch, Ritter des 
St. Johanniter und des rothen Adler-Ordens 2. Classe mit Stern 
und Eichenlaub, sowie mehrerer fremdländischer Orden, bereits 
rechtskräftig verurtheilt durch die Erkenntnisse des Königlichen 
Stadtgerichts zu Berlin vom 19. December 1874, des Königlichen 
Kammergerichts vom 24. Juni 1875 und des Königlichen Ober- 
Tribunals vom 20. October 1 875 wegen vorsätzlicher Beiseiteschaffung 
amtlich anvertrauter Urkunden zu einer Gefängnissstrafe von 
9 Monat, auf welche jedoch ein Monat der erlittenen Untersuchungs- 
haft anzurechnen, — zur Zeit in Florenz. 

Der Angeklagte war in der Zeit vom 22. August 4871 bis 2, März- 4874 
zunächst Gesandter, dann Botschafter des Deut.srlu^ii Reichs boi der fran- 
zösischen Republik in Paris. Seine Verurtheüung ist erfolgt, weil er eine 
Anzahl ihm in dieser seiner amtlichen Eigenschaft an vertrauter Urkunden 
vorsätzlich bei Seite geschafll hat. Dieser Prozess ist im Deceuibor ^874 
vor dem Königlichen Stadtgericht in Berlin in erster Instanz verhandelt und 
über diese. Verhandlungen unter Benutzung amtlicher Quellen eine « Dar- 
stellung» im folgenden Jahre herausgegeben worden, deren ^Anhang» die- 
jenigen Schriftstücke wiedergiebt^ welche in öffentlicher Sitzung zur Ver^ 
lesung gebracht worden sind. 

A. 

Im Herbst 4875 erschien demnächst zu Zürich im Yerlags-Magazrn, mit 
der Jahreszahl 4876 eine Druckschrift unter dem Titel: «Pro NihiJoi' «Vor- 
geschichte des Arnim'schen Prozesses» ohne Benennung des Verfasserä. 
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Diese Schrift ist vielfach auch in Deutschland verbreitet und wegen ihres als 
strafbar erachteten Inhalts von verschiedenen deutschen Gerichten alsbald mit 
Beschlag belegt worden, unter diesen auch vom Königlichen Stadtgericht zu 
Berlin durch Rathskammerbeschluss vom 40. November 4875. Die dem- 
nächst durch Beschluss des Königlichen Kammergerichts, Anklage-Senat für 
Staats- Verbrechen vom 23. November 4875 gegen den Angeklagten, wegen 
Landesverraths , wegen Beleidigung Sr. Majestät des Deutschen Kaisers, 
wegen Beleidigung des Fürsten Reichskanzlers und wegen Beleidigung des 
Auswärtigen Amts des deutschen Reichs, verübt durch Veröffentlichung der 
vorbezeichneten Schrift eingeleitete und geführte Voruntersuchung hat 
den Angeklagten als Urheber dieser Schrift zur Ueberzeugung ermittelt. 

Der Angeklagte hat zwar ein gerichtliches Bekenntniss seiner Urheber- 
schaft nicht abgelegt, aber auch dieselbe nicht von sich abgelehnt, ist viel- 
mehr in dem zu seiner verantwortlichen Vernehmung auf den 24. Februar 
4876 anberaumt gewesenen Termine vorschriftsmässiger Vorladung unerachtet 
nichterschienen. (Conferatur Anlage VII u. VlII.) Indessen bekundet der Buch- 
handlungs-Volontair Ernst Matthiae, dass er das Manuscript zu der Schrift «Pro 
Nihilo» seit Mitte August 4875 längere Zeit hindurch bis zur Fertigstellung des 
Drucks in den Händen und vor Augen gehabt habe, dass die Handschrift stets 
dieselbegewesen sei, in den einzelnen Blättern des Manuscripts sowohl, als 
auch in den Gorrecturen, und erkennt der Zeuge mit Bestimmtheit die Hand- 
schrift des Angeklagten als die des Manuscripts wieder. Der Zeuge btoerkt, dass 
zunächst nur ein Theil, die erstere Hälfte etwa, des Manuscripts dem In- 
haber des Verlags-Magazins zu Zürich, Schabelitz, übergeben worden sei, 
von einem Manne, als welchen der Zeuge den Grafen Hompesch-Bollheim 
später in Luzern ermittelt hat. ' Dieser ist bekannt als einer der thätigsten 
Förderer der, ultramontanen Zwecken seiner Zeit dienenden Gorrespondance 
de Geneve. Demnächst sei die zweite Hälfte durch die Post von Luzern 
aus eingegangen. Das Gouvert dieser Sendung hat der Zeuge zu den Acten 
überreicht ; dasselbe trägt den Poststempel Luzern, und die Aufschrift « Werth 
500 Frcs. Herrn J. Schabelitz, Zürich, 7 Stüssihofstatt 7». Auch diese Auf- 
schrift erscheint dem Auge des Zeugen von der Hand des Angeklagten ge- 
schrieben, wie sie denn mit dessen Handschrift eine unverkennbare Gleich- 
heit zeigt. Diese Sendung ist am 22. September 4875 zur Post aufgegeben 
worden, wiei der Zeuge durch Einsicht des Postbuchs in Luzern erfahren 
hat. Dorthin, nach Luzern, wurden die einzelnen im Satz fertig gemachten 
Druckbogen mit Beilegung des entsprechenden Manuscriptblatts zur Correctur 
beinahe täglich, stets unter der Adresse « Graf Bassenheim », von dem Ver- 
lags-Magazin recommandirt durch die Post gesendet und kamen meist am 
andern Tag corrigirt, jedoch ohne die Urschrift, an dasselbe nach Zürich zu- 
rück auf demselben Wege. Der Graf Hugo von Waldbott-Bassenheim, ein 
bairischer katholischer Standesherr, lebt seit vielen Jahren in Luzern. 

Vom 20. August bis zum 30. September 4875 finden sich in der Luzerner- 
Fremdenliste als Gäste des Luzern er-Hof es eingetragen, «Gomte Harry de 
Arnim und Gomtesse de Arnim » und ist eö auch nach einer anderweiten 
Nachricht nicht zu bezweifeln, dass der Angeklagte sich zu jener Zeit in 
Luzern aufgehalten hat. Anfangs October 4875 ist die erste, aus 5000 Exem- 
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plaren bestandene Auflage der Schrift vergriflFen gewesen und eine zweite 
nach Verlauf mehrerer Wochen von dem Verleger Schabelitz veranstaltet 
worden, nachdem er zuvor die Zustimmung des Autors eingeholt und er- 
halten hatte. Von dieser zweiten Auflage sollten nach der seinen Leuten 
gegebenen Anweisung des Verlegers, welcher mit dem Telegramm in der 
Hand in seine Offizin kam, 4000 Exemplare an <k Arnim» nach Vevey geschickt 
werden. Zu dieser Zeit befand sich der Angeklagte in Vevey. Noch fernerhin 
während des Druckes der verschiedenen Auflagen der Schrift — es sind im 
Ganzen 5 Auflagen mit zusammen .40,800 Exemplaren gefertigt worden — 
sind vielfach Telegramme zwischen Vevey und dem Verlags-Magazin in 
Zürich gewechselt worden. 

Es kommt ferner hinzu, dass der Angeklagte am 27. October 4875 von 
Vevey aus eine Immediateingabe an den Kaiser geschrieben bat und dass 
in derselben mehrere Stellen enthalten sind, welche im Wesentlichen Über- 
einstimmen mit Stellen in der Schrift.^) Diese giebt ferner eine Anzahl von 
ActenstUcken und Nachrichten, welche nur von dem Angeklagten geliefert 
sein können. Auch die Schreibweise in der Schrift ist eine dem Angeklagten 
eigenthUmliche und gerichtskundig aus anderen im Vorprozess verlesenen 
Schrifterzeugnissen desselben. Dieselbe Schreibart ist erkennbar in zwei 
Briefen des Angeklagten, der eine datirt Vevey 42. November 4875 an den 
Herausgeber der «Times» in London, der andere von Florenz 4 0. December 
4 875 an den Redacteur der «Vossischen Zeitung» in Berlin, veröffentlicht in 
den beiden Zeitungen. Beide Briefe beziehen sich auf die Schrift «Pro Nihilo » 
und kann in dem Inhalt der Briefe ein indirectes aussergerichtliches Zuge- 
ständniss des Angeklagten als Autor dieser Schrift gefunden werden, insbe- 
sondere in dem am Schlüsse des zweiten Briefes befindlichen Satze: 

«Nach den Zeitungen steht mir sogar, als muthmasslichem Ver- 
fasser einer confiscirten Broschüre, ein Prozess wegen Landesver- 
rath in Aussicht. — Dem gegenüber halte ich mich zu der Erklärung 
verpflichtet, dass ich nie ein amtliches Schriftstück veröffentlicht 
habe, welches Geheimnisse enthält.» 

I. 

Landesverrath. — § 92 Ziffer 4. 

Die Schrift veröffentlicht mehrere Acteüstücke und Nachrichten über 
die politische Haltung und Anschauung der Regierung des Deutschen Reichs 
in ihrer Beziehung zu Frankreich bei verschiedenen Anlässen, welche bis 
dahin noch nicht in die Oeffentlichkeit gedrungen, insonderheit auch in 
Frankreich nicht bekannt waren und deren Geheimhaltung, wie dem Ange- 
klagten völlig bewusst sein musste, der französischen Regierung gegenüber 
für das Wohl des deutschen Reichs erforderlich war. 

Alsbald nach dem Erscheinen der Schrift* haben denn auch, bis auf ver- 
einzelte Ausnahmen, die Zeitungen sämmtlicher civilisirter Staaten die Her- 
ausgabe der Schrift von diesem Standpunkte aus verdammt. 

*) Wober kennt der Staatsanwalt dieses Privatschreiben des Grafen Arnim an Se. 
Majestät? War der Fürst Bismarck berechtigt, dies ihm vertraulich mitgetheilte Schreiben 
dem Staatsanwalt behufs stilistischer Studien zu geben 7 
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Die französischen Zeitungen aller Farben haben die in der Schrift ver— 
öfifentlichten Inmediatberichte, Erlasse und Berichte übersetzt und die Ver— 
öfifentlichung ald eine unpatriolische und unpolitische Handlung beinahe ein— 
müthig verurtheilt. Die Nr. 309 vom 4<. November 4875 des «Moniteur 
universell» — einer Zeitung^ welche von der französischen Regierung zu 
offiziellen Kundgebungen benutzt wird*) — schreibt, dass beim Vorkommen von 
solchen Indiscretionen, wie sie die Broschüre begehe, überhaupt keine Be- 
ziehungen zwischen den Regierungen Deutschlands und Frankreichs mög- 
lich seien. 

Die Pariser Zeitung « Constitutionnel » von demselben Tage spricht sich in 
gleicher Weise aus. 

Im Allgemeinen ist ferner zu bemerken, dass die sMmmtlichen aus der 
^Schrift in den hier folgenden Einzelfällen herausgenommenen Actenstücke 
und Nachrichten iif derselben richtig wiedergegeben worden sind. 

Zur Beurtheilung der Wichtigkeit ihrer Geheimhaltung kann der allge— 
imeine Gesichtspunkt nicht ausser Betracht bleiben, dass die Verfassungs- 
verhältnisse Frankreichs zur Zeit der Verbreitung der Schrift in Frankreich,, 
m November 4875, ebensowenig feste waren, wie sie es noch jetzt sind. 
Die Veröffentlichung des geheimen Schriftwechsels zwischen dem Auswär- 
tigen Amt des Deutschen Reichs und seines Botschafters bei der französischen 
Regierung ist mithin um so mehr geeignet, den diplomatischen Verkehr 
Deutschlands mit der französischen Regierung zu erschweren. Hierin allein 
schon liegt eine grosse Schädigung des Wohles des Deutschen Reichs, dessen 
obenanstehende Aufgabe, soviel an ihm ist, den Frieden mit Frankreich zu 
bewahren, durch eine Erschütterung des zur Erhaltung guter internationaler 
Beziehungen unentbehriichen Vertrauens mi.ttelst solcher Veröffentlichungen 
schwer beeinträchtigt wird.**) 

Wenngleich ferner — und' dies trifft bei den unter Ziffer I. 4. und %. 
zur Anklage gestellten Strafthat zu — die in der Schrift veröffentlichten 
politischen Anschauungen des Leiters der Politik des Deutschen Reichs nicht 
unbedingt als neue angesprochen werden können, weil die dort behandelten 
Gegenstände mit denjenigen übereinstimmen, über welche sich die in dem 
Vorprozess Öffentlich verlesenen Schriftstücke erstrecken, so enthalten doch 
die jetzt zur Oeffentlichkeit gebrachten Schriftstücke und Nachrichten in der 
Behandlung jener Gegenstände mannigfach Neues und vor Allem findet sich 
in denselben eine Bestätigung der früheren poiititischen Anschauungen der 
Deutschen Regierung zu einer Zeit, in welcher ein Regierungswechsel in 
Frankreich eingetreten war. 



Ueber die beste Regierung$form in Frankreich für das Deutsche Reich 
fand zur Zeit der Regierung des Präsidenten Thiers in Frankreich zwischen 
der Anschauung des Fürsten Reichskanzlers und des Botschafters, des An- 
geklagten, eine Verschiedenheit slatt, wie eine Reihe der im Vorprozess 



*) Nein. Der ObersiaatsanwaU weiss nicht, dass der „Moniteur" nicbt mehr ein 
officielles Journal ist, wie er es früher war. 

**) Diese Argumentation entbehrt jedes logischen Zusammenhangs. 
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verlesenen amtlichen Schriftstücke erwiesen haben. Während der Fürst 
Reichskanzler die Republik unter der Präsidentschaft Thiers für eine^ dem 
Wohle Deutschlands vorlheilhafte Regierung ansah und auf die Erhaltung 
derselben besonderes Gewicht legte, verfocht der Angeklagte eine entgegen- 
stehende Aufifassung. 

Nach dem Sturze des Präsidenten Thiers «n 24. Mai 4873 kam der 
Marschall Mac Mahon zur Regierung. Ueber das von den Gabinetten zu 
beobachtende und befolgte Verfahren bei Anerkennung des Marschalls ver- 
öffentlicht die Schrift eine bis dahin für Frankreich geheime Nachricht*) in 
folgender Stelle: 

«Der Sturz des Herrn Thiers war eine Ueberrascbung. Das 
Resultat desselben war in diesem Fall ein für alle Regierungen an- 
nehmbares gewesen. 

«Niemand aber konnte dafür stehen, dass der Marschall Mac 
Mahon nicht seinerseits, in Folge einer neuen Ueberrascbung, ge- 
zwungen werden konnte, einer andern Persönlichkeit zu weichen, 
mit welcher es nicht erwünscht gewesen wäre, in offizielle Be- 
ziehungen zu treten. 

aEs war daher nothwendig, bei diesem Anlass ein Präcedens zu 
etabliren und das Princip zum Ausdruck zu bringen, dass, so lange • 
Frankreich keine Constitution habe, die Regierungen nicht ohne 
Weiteres jeden Personenwechsel ratificiren würden. 

aln diesem Sinne berichtete Graf Arnim seiner Regierung, und 
seinen Bemühungen ist es zuzuschreiben, dass die Cabinette von 
Berlin, Petersburg, Wien und Rom und andere sich darüber einigten, 
den Marschall nicht eher anzuerkennen, als bis er seinen Regierungs- 
antritt in herkömmlicherweise angezeigt haben würde. 

«Dies war in Berlin wohl bekannt; denn der Fürst Bismarck wandte 

sich auf den Vorschlag des Botschafters an die Cabinette, um eine 

Gemeinsamkeit der Haltung herbeizurubren.» 

Weiterhin schliesst sich an ein Erlass des Fürsten Reichskanzlers Nr. 403 

vom 19. Juni 48*73 und der in demselben angeführte Immediatbericht des 

Angeklagten Nr. 52 vom 8. Juni 4873; letzterer nicht ganz vollständig. Beide 

Actenstücke siüd früher nicht veröffentlicht worden. Sie behandeln ebenfalls 

die für Deutschland beste Regierungsform in Frankreich. Der Erlass spricht 

die Ansicht des Fürsten Reichskanzlers aus, dass der Regierungswechsel für 

Deutschland nicht vortheilhaft sei, und bestätigt frühere Grundsätze des 

Fürsten über die Regierungsform in Frankreich als noch vorhanden nach 

Eintritt des Regierungswechsels. 

Nach dem gutachtlichen Ausspruch des Auswärtigen Amtes,**} welchem 
beizutreten ist, erscheint der Bruch der Geheimhaltung der vorgedachten 
Nachricht und des urkundlichen Actenstückes, des Erlasses, für das Wohl- 
des deutschen Reiches gegenüber der Regierung in Frankreich gefährlich. 
Denn da bei dem deutscher Seits herbeigeführten gemeinsamen Vorgehen, 

*) Dies ist weder eine Nachricht, noch wird ein Geheimniss verralhen. Gonferatur 
Anlage IX. 

**) Das Auswärtige Amt tritt gleichzeitig als Anklager und als Sachverstandiger auf. 



Digitized by VjOOQ IC 



- 10 — 

Frankreich gegenüber, auch andere europäische Staaten betheiligt waren, 
so compromittirt die Nachricht die fremden Gabinette und zeigt Frankreich 
zugleich, wie Deutschland bei einem wieder eintretenden Wechsel in der 
Präsidentschaft verfahren werde. Ingleichen muss die Bekanntgebung der 
Auffassung des Fürsten Reichskanzlers Über die bestehende Regierung in 
Frankreich als gefahrbringend Air die guten Beziehungen zwischen beiden 
Staaten betrachtet werden. Dabei ist zu erwägen, dass zur Zeit der Ver- 
öffentlichung der Schrift im Jahre 4875 die Beziehungen beider Staaten die 
besten und friedlichsten waren.*) 

In Frankreich selbst ist angenommen, dass die Angaben Über die 
Regierungsform Frankreichs Neues brächten. Dies zeigt unter anderen ein 
Artikel der <x Republique Fran9aise » vom 40. November«^ 48*75, des Organs 
der republikanischen Partei in Frankreich, welcher schreibt, dass die Roya— 
listen in Frankreich desshalb so grosses Gewicht auf den Erlass legten, weil 
darin der Fürst Reichskanzler ausspreche, dass er es vorgezogen hätte, 
Herrn Thiers zu stützen als ihn zu stürzen. 

2. 

Einer gleichen Beurtheilung unterfallen mehrere durch die Schrift ver- 
öffentlichte, bisher nicht bekannte Actenstücke und Nachrichten aus der Zeit 
des diplomatischen Schriftwechsels zwischen dem Auswärtigen Amt und der 
Botschaft in Paris über die Hirtenbriefe der französischen Bischöfe. Dahin 
gehören der wiedergegebene Inhalt einer Instruction vom 3. September 4 873 
an den ßotschaftsrath Grafen Wesdehlen, Vertreter des damals von Paris 
abwesenden Angeklagten, des Berichts dieses Vertreters vom 42. desselben 
Monats und Jahres über die Ausführung des ihm gewordenen Auftrages und 
eines Erlasses vom 20. Sept. 4873 an den Angeklagten. (Gonf. Anl.IX.) An Acten- 
stücken werden wiedergegeben ein telegraphischer Erlass des Auswärtigen 
Amtes vom 34. Dec.4873 an den Angeklagten und dessen Beantwortung vom 
4. Januar 4874, sowie ein Bericht desselben Nr. 4 vom 2. Januar 4874. 

Die Veröffentlichung dieser in die Anlage zur Anklage aus der Schrift 
übernommenen Schriftstücke und Nachrichten, deren Inhalt die ganze Haltung 
der deutschen Regierung und die von ihr ergriffenen und für zweckmässig 
erachteten Massnahmen bei Repression der bischöflichen Hirtenbriefe in 
Frankreich und zum Einschreiten gegen die Bischöfe selbst klar stellt, kann, 
bei der von den ultramontanen Parteien Deutschlands und Frankreichs gleich- 
massig fortdauernd proclamirten Solidarität ihrer Interessen, der Staatsgewalt 
gegenüber nur als gefährlich für die Beziehungen Deutschlands zu Frankreich 
und für das Wohl des deutschen Reiches befunden werden und ihre Geheim- 
haltung als für dieses Wohl erforderlich. 

Es ist zwar richtig, dass der Bericht vom 2. Januar 4874 nicht überall 
die Zustimmung des Fürsten Reichskanzlers zu den vom Angeklagten vor- 
getragenen Anschauungen erwähnt, indess wird französischer Seits die Ver- 
muthung festgehalten werden, dass der Angeklagte sich bei seinem Bericht 
der Absichten des Fürsten Reichskanzlers bewusst gewesen sein wird. 



*) Sie sind es auch jetzt noch. Also haben die sogenannten Enthüllungen nichts 
geschadet. 
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An einer Stelle des Berichts erw»hnt der Angeschuldigte, er habe dem 
Duo de Broglie gesagt, die Franzosen betrügen sich so, als ob sie mit uns 
einen Waffenstillstand geschlossen hätten, unter dem Vorbehalt, ihn jederzeit 
kündigen zu können. Hier fügt er hinzu: «Bw. Durchlaucht haben diese 
Bezeichnung treffend genannt.» 



Die Schrift hebt in folgend er Darstellung eine von Herrn v. Balan gezeichnete 
Verfügung an den Angeklagten hervor, betreffend die französische Presse : 
«Ein interessantes Streiflicht auf die von dem Reichskanzler dem 
Grafen Arnim gegenüber verfolgten Tendenzen wirft auch sein Ver- 
fahren in einer andern Angelegenheit, welche gleichzeitig mit den 
bischöfh'chen Excessen Gegenstand der Verhandlungen mit Frankreich 
war. -— Die französische Presse hatte seit längerer Zeit dem Reichs- 
kanzler Grund zur Beschwerde gegeben. Natürlich handelte es sich 
nur um die ultra montane Presse. 

«Graf Wesdehlen war beauftragt worden, sich über dieselbe bei 
dem Duc de Broglie zu beschweren. 

«Graf Arnim hatte analoge Aufträge erhalten. Es ist unnöthig, 
alje die Erlasse des ReichskaAzlers aufzuzählen, welche Zeugniss davon 
ablegen, wie er empfindlich gegen Ungehörigkeiten derjenigen wenigen 
Blätter ist, welche nicht direct oder indirect von ihm abhängen. » 

«Ein besonders interessantes Specimen dieser Erlasse ist eine 
noch von Herrn v. Balan gezeichnete Verfügung, durch welche der 
Graf Arnim angewiesen wurde, die Reclamationen gegen die fran- 
zösische Tagespresse periodisch alle vierzehn Tage zu erneuern. 

«Diesem Auftrage war Graf Arnim mit mehr oder weniger 
genauer Innehaltung der Verfalltage nachgekommen. 

«Schliesslich in den ersten Tagen des Januar war in Folge dieser 
vorgeschriebenen Reclamationen der «Univers» bei irgend einem 
Anlass, welcher eine Handhabe bot, unterdrückt worden. 

«Graf Arnim machte hievon Anzeige und erhielt folgende Antwort: 
«Nach meiner Ansicht ist es nicht nützlich, dem « Univers » 
Reclame dadurch zu machen, dass seine Unterdrückung als 
unsern Wünschen entsprechend bezeichnet wird.» 

(gez.) B ismarck.» 
Die Instruction ist vom Auswärtigen Amte unter der laufenden Nr. 475 
am 29. September 4873 an den Angeklagten ergangen und bis zu ihrer 
Veröffentlichung durch die Schrift* der französischen Regierung unbekannt 
gewesen. 

Die Geheimhaltung der Anweisung an den Botschafter, die Reclamationen 
gegen die französische Tagespresse periodisch alle 44 Tage zu erneuern, 
vor der französischen Regierung, war zum Wohle des deutschen Reiches 
erforderlich. 

Denn das Bekanntgeben einer solchen allgemeinen Anweisung ist ganz 
geeignet, bei der betroffenen Regierung Gereiztheit und Misstrauen hervor- 
zurufen und für die Zukunft begründeten anderen Reclamationen des deutschen 
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Reichs dasjenige Gewicht zu entziehen^ welches zur Erhaltung eines hejder- 
staath'chen erspriesslichen Verkehrs nothwendig ist, sowie die Massnahmen 
abzuschwächen, weiche die französische Regierung gegen die französische 
Presse zu nehmen für gut findet zur Erhaltung des Friedens. 



Der Kesselschmied Duchesne-Poncelet, ein Belgier,. hatte sich bekanntlich 
in einem Schreiben an den Erzbischof von Paris erboten, gegen Empfang 
einer Geldsumme den Fürsten Reichskanzler zu ermorden^ und es war 
zugleich der Verdacht angeregt, dass ein Freund des Duchesne, Kesselschmied 
Gaudy in Lilie, Theilnehmer sei. Ueber die Erforschung dieser Angelegenheit 
theilt die Schrift mit : 

«In dieselbe Periode, in welcher die Mandements der Bischöfe 
zur Sprache kamen, fallen die Anfänge jener Angelegenheit, die in 
neuester Zeit Öffentlich besprochen worden ist: der Fall Duchesne. 
Dieser vielgenannte Kesselarbeiter war mit einem Arbeiter in Lille 
in Verbindung getreten und die belgische Regierung hatte daher 
ihrerseits die Hülfe der französischen Polizei requirirt, um den That- 
bestand feststellen zu lassen. — Das Wesentliche der Sache ist 
bekannt. 

«Dem Erzbischof von Paris waren, mehrere Briefe zugegangen, 
die von Duchesne unterzeichnet waren, in welchem der Schreiber 
des Briefes sich erbot, den Fürsten Bismarck für 40,000 Franken zu 
ermorden. 

aDer Erzbischof hatte mit allen denkbaren Ausdrücken des Ab- 
scheu's dieses Schreiben dem französischen Ministerium der Aus- 
wärtigen Angelegenheiten überreicht^ welches seinerseits dem Grafen 
Wesdehlen Mitlheilung davon machte. 

«Dies Alles trug sich im September 1873 zu. 

«Die französische Regierung hat Alles getban, was in ihren 
Kräften stand, um zu ermitteln, W2^ an der Sache sei. 

«Die belgische Regierung war ihrerseits zu der Ueberzeugung 
gekommen, dass es sich nicht sowohl um einen Anschlag auf das 
Leben das Fürsten, als um eine allerdings sehr tadelnswerthe und 
bis zur Bosheit alberne Mystification des Erzbischofs von Paris 
handelte. Ob die belgische Regierung ein Recht zu dieser Auffassung 
hatte> kann hier nicht entschieden werden. Einen Beweis für die 
Richtigkeit derselben hat sie jinseres Wissens nicht erbracht. 

«Nach den neulich veröffentlichten Actenatücken hat sie augen- 
scheinlich die Sache mit grossem Leichtsinn behandelt. Wie dem 
auch sei, der Fürst Bismarck fasste die Sache anders auf und der 
Graf Arnim erhielt den Befehl, der französischen Regierung zu droheq, 
dass ihr Verhalten in dieser Angelegenheit der Oeffentlichkeit Über- 
geben werden solle und dass er sie in allen europäischen Cabinetten 
denunciren werde. Ueberdies wurde behauptet, dass der Erzbischof 
von Paris und andere französische Bischöfe durch ihre Mandements 
verantwortlich für das beabsichtigte Attentat Duchesne*s geworden 
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seien. Der PolizefprSfect von Paris tfaeilte hierauf dem Grafen Arnim 
den ganzen dossier des Falls Ducbesne mit, aus welchem sich ergab, 
dass seitens der französischen Regierung in dieser ganzen Angelegen- 
heil nichts versäumt worden war. Hievon machte Graf Arnim dem 
Fürsten eingesandte IVIittheilung. 

«Der Botschafter hatte freilich von der ganzen Sache auch den 
Eindruck, dass der Fall nicht würdig sei, die Aufmerksamkeit des 
Reichskanzlers dauernd auf sich zu ziehen. 

«Er enthielt sich jedoch jeder Aeusserung in dieser Richtung, 

, da er wohl wussle, dass der Reichskanzler ihm den Vorwurf gemacht 

haheii würde, den Don Quixote dem Sancho Pansa zu machen 

pflegte: «De ne pas se connaitre en malipre d'aventures.» 

Es ist richtig, dass am, Schlüsse eines Erlasses des Fürsten Reichskanzlers 

vom 40. Februar 4874 der Angeklagte die Weisung zu der in der Darstellung 

mitgetheilten Drohung erhalten hat. 

Diese Anweisung ist aber seinerzeit der französischen Regierung von 
dem Angeklagten nicht mitgethellt worden und bis zur VerÖfifentlichung durch 
die Schrift unbekannt geblieben. 

Da nun der Angeklagte in der Darstellung selbst mittheilt, dass seitens 
der französischen Regierung in dieser Angelegenheit nichts versäumt worden 
war und das Auswärtige Amt dies, sowie bestätigt, dass die französische 
Regierung auch fernerhin ihren guten Willen zur Förderung der Ermittelungen 
belhäligt habe, so kann die Veröffentlichung dieser Nachricht nur als nach- 
theilig für das Wohl des deutschen Reichs durch Beeinträchtigung der 
zwischen beiden Reichen bestehenden und erforderlichen guten Beziehungen 
erachtet werden und dazu führen, eine Mitwirkung der fremden Regierung bei 
andern Gelegenheiten versagt zu sehen.*) 



II. 



4. 

In der Schrift ist eine vom Kaiser bei Gelegenheit einer am 4. Sept. 4873 
dem Angeklagten gewährten Audienz angeblich gethane Aeusserung wieder- 
gegeben, deren Wiedergabe an sich und insbesondere im Zusammenhalt mit 
dem im «Gesammtbilde» enthaltenen Satze über die Einführung des Mlnisterial- 
DespotismusinPreusseneineBeleidigungdesKaisers darstellt. (Conf. Anl. XIV.) 



Ingleichen muss eine solche Beleidigung gefunden werden in der Dar- 
sfelliing über den gescheiterten Versuch des Angeklagten, sich persönlich 
bei dem Könige zu rechtfertigen, indem in derselben dem Könige der Vor- 
wurf der Parteilichkeit als Richter gemacht und AllerhÖchstdemselben unter 
Vergleich mit dem Benehmen des Königs Heinrich III. von Frankreich eine 

*) Die VerÖfifentlichung beeinträchtigt nicht das Wohl des Deutschen Reiches, son- 
dern beeinträchtigt nur den Kuf des Fürsten Bismarck als eines Helden. 
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BehandlQOg des Angeklagteo unterstellt wird, die fUr jeden gebildeten Menschen 
an sich einen sittlichen Vorwurf bildet. 



m. 
Beleidigung des Fürsten Beicliskanzlers« 

Die ganze Schrift ist in einem gehässigen Tone gegen den Fürsten Reichs- 
kanzler gehalten. Sie geht davon aus und schiiesst damit ab, dass die im 
Juli 4872 in dem Fürsten Reichskanzler entstandene Befürchtung, der Ao- 
geklagte sei bestimmt und bemüht, an seine Stelle zu treten, alle seitdem 
gegen den Angeklagten ergriffenen dienstlichen und strafgerichtlichen Mass- 
regeln herbeigeführt habe. Die Schrift bezeichnet den Vorgang als ein «Duell», 
einen «Streit» zwischen dem Fürsten und dem Angeklagten und ergeht sich 
in dieser falschen persönlichen Auffassung in mehrfach strafwürdig beleidi- 
genden Aeusserungen über die Massnahmen des Fürsten in seiner amtlichen 
Stellung als Reichskanzler und als Leiter des Auswärtigen. Amtes nicht allein, 
sondern auch über den Charakter des Fürsten. 

Nachfolgende kurz beleuchtete Stellen liefern den Beweis. 

4. 

Im Eingange wird der Aufenthalt des Angeklagten im Juli 4872 in Ems 
und seine Besprechung mit verschiedenen Personen beschrieben und an diese 
Beschreibung eine Beleuchtung geknüpft, welche dem Fürsten Verfolgung 
selbstsüchtiger Zwecke zum Nachtheil des Staatswohls und die ehrenrührigsten 
.Handlungen unterschiebt, um den Angeklagten zu beseitigen. 

2. 

Als Grund der Verabschiedung des Staatssecretärs von Thiele wird an- 
gegeben, weil derselbe in einem Falle statt den Anweisungen des Kanzlers 
denen des Kaisers gefolgt sei. 



In der Besprechung des im Vorprocess verlesenen Erlasses des Fürsten 
vom 20. December 4872 über die für Deutechland zuträglichste Regierungs- 
form in Frankreich an den Angeklagten wird dem Fürsten das revolutionäre, 
freiheitsmörderische Bestreben untergeschoben, jede menschliche Thätigkeit 
darauf zu prüfen, ob sie nicht in irgend eine Beziehung zu einem Paragraphen 
des Strafgesetzbuches gebracht werden könne, und es wird an die Bemerkung» 
dass es Niemand in den Sinn kommen werde, gleicherweise die politischen 
Thaten des Reichskanzlers zu betrachten, die Andeutung gereiht, dass sonst 
Vorkommnisse der Neuzeit, bei denen der Name des Fürsten genannt werde, 
wohl als strafbar angesehen werden könnten. 

4. 

Derselbe Erlass — die Schrift datirt ihn hier irrthümlich vom 23. De- 
cember — gibt den Inhalt eines Berichts des Angeklagten vom 46. December 
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4872 theUweise wieder^ welcher in der Schrift als ein ganz geheimes nur 
für den Reichskanzler bestimmt gewesenes Privatschreiben erklärt und iU 
Bezug auf dessen Mitveröffentlichung dem Fürsten grober Treubruch vor-^ 
geworfen wird. 



Bei der Schilderung des Verhaltens und der politischen Auffassung des 
Angeklagten zur Zeit des Regierungsantrittes des^ Marschalls Mac Mahon wird 
der Fürst fUr die Über den Angeklagten in den officiösen Zeitungen ent- 
haltenen Aeusserungen verantwortlich gemacht und behauptet, dass diese 
Zeitungen den Angeklagten in der unverschämtesten Weise angegriffen hätten 
und dass die unwahren Angriffe sSmmtlich auf Aeusserungen des Fürsten 
selbst zurückzuführen seien. 

6. 

Der Inhalt eines im Vorprocess nicht zur Verlesung gelangten, in der 
Schrift abgedruckten Erlasses des Fürsten vom 49. Juni 4873 an den An- 
geklagten findet eine eingehende Besprechung, in welcher gesagt wird, dass 
auf das Wohlergeben der Dynastie Preussen oder Deutschfand vielleicht doch 
noch mehr ankomme, als auf die Sicherung der Bismarck'schen Dictatur, 
und dass die in dem Erlass aufgestellten staatsrechtlichen Thesen, wenn sie 
zur allgemeinen Geltung kommen sollten, es jedem ehrliebenden Manne 
unmöglich machen werde, unter dem Fürsten zu dienen. Weiter wird die 
in dem Erlass aufgestellte Theorie eine der schönsten Erfindungen des 
Ministerial-Despotismus genannt, indem mit Dürren Worten ausgesprochen 
werde, dass die Botschafter und Gesandten verpflichtet seien, ihre Berichte 
so zu färben, wie der Minister es wolle. 

Der aus dem Erlass sich deutlich ergebende Sinn desselben erfährt in 
dieser Besprechung eine völlig bewusste Entstellung in einer für den Fürsten 
ehrverletzeuden Weise. 

Der Erlass sei entstanden, so heisst es weiter, aus dem Wunsche des 
Fürsten, zu jener Zeit einen entscheidenden Schlag gegen den Angeklagten 
zu führen, ein Beweis dafür liege in der absichtlichen oder unabsichtlichen 
Verwirrung, welche durch die Verhandlungen angerichtet worden sei, die 
zum Abschluss der Convention vom 45. März 4873 mit Frankreich geführt 
hätten. 

7. 
Am Schlüsse der Schilderung der diesem GonTentionsabschluss voran- 
gegangenen Verhandlungen wird dem Reichskanzler die Tendenz zugeschrieben, 
den Ruf des Angeklagten anzutasten. 

8. 
Auf die Darstellung einer resultatlosen Unterredung, welche der An- 
geklagte am 4. September 4873 mit dem Fürsten Reichskanzler gehabt habe, 
um eine Versöhnung herbeizuführen, folgt eine den Fürsten schmähende 
Betrachtung, in welcher demselben vorgeworfen wird, dass er für die ein- 
fache Wahrheit unzugänglich gewesen sei und dass sein Verfahren überhaupt 
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zur Beseitigung ''von Gollegen und Untergebenen, die ihm fatal geworden 
seien, ein inconstitutioneües sei» wobei er sich von seiner Laune leiten lasse; 
•der eigentliche Souverain sei diese Laune. Zur Herbeirührung des Zweckes 
würden unlautere Mittel angewendet. 

9. 
Die Schrift wendet sich weiter zu dem Zeitabschnitt Über die Hirten- 
briefe mehrerer französischer Bischöfe und behauptet, dass Fürst Bismarck 
und seine Presse auch diesen Anlass benutzt haben, um dem Angeklagten Vor- 
würfe aller Art zu machen, dass Alles in dieser Darstellung aber erlogen sei. 

Der Fall Duchesne in Belgien erfährt ebenfalls eine Besprechung, an 
welche sich eine Abschweifung knüpft, die dem Fürsten Reichskanzler die 
Praxis zuschreibt, aus den ihm missfallenden Vorkommnissen grosse Fragen 
zu machen und in der Schwebe zu . erhalten, so dass Deutschland Gefahr 
laufe, in einen Krieg verwickelt zu werden, wenn der Fürst diese irritabilit'ät 
im Verkehr mit dem Auslande zeige, welche die deutsche Nation en famille 
an ihm erträglich finde. Die Massnahmen des Fürsten seien geeignet, den 
besten Theil der Sympathien verloren gehen zu machen, welche dem deutschen 
Reich, dem Kaiser und seinem Minister nach der Beendigung des französischen 
Krieges zugefallen seien. Der Fürst Reichskanzler wird verglichen mit dem 
eitlen, unruhigen, rauflustigen Gesellen, der bei Sedan geschlagen worden sei. 

<<. 
In der Wiener «Presse» erschien am 2. April 4874 ein Promemoria des 
Angeklagten, das Concil betreffend vom IT? Juni 4870, welches in der Schrift 
Memorandum» genannt und als eine Privatarbeit des Angeklagten bezeichnet 
wird^ welche nie bei den Acten gewesen und zu dessen Publication der 
Angeklagte desshalb befugt gewesen sei. In der weiteren Darstellung sind 
mehrfache Beleidigungen des Fürsten Reichskanzlers enthalten,' welche sich 
aus derselben von selbst ergeben. 

Nachdem die Behauptung aufgestellt worden ist, dass die bestehenden 
Bestimmungen dem Reichskanzler wohl die Mittel geben^ seine Untergebenen 
zu massregeln, folgt, dass denselben in dem sogenannten Beamtengesetz ein 
Schutz gegen Misshandlung seitens des Reichskanzlers nicht gewährt sei und 
die Unterstellung, als habe der Fürst Reichskanzler den Angeklagten gemiss- 
handelt. 

43: 

In dem « Gesammtbild » wird dem Fürsten Reichskanzler vorgeworfen, 
dass er nach dem fehlgeschlagenen Mittel der Abberufung des Angeklagten 
durch den Kaiser zu jedem Mittel gegriffen habe, um sich des verhassten 
Gegners zu entledigen, selbst ^u Anklagen, die auf Unwahrheit beruhten, 
und zu ungerechtem Tadel. Diese Mittel hätten den erwünschten Erfolg eines 
freiwilligen Rücktritts des Angeklagten nicht gehabt und sich in lächerlicher 
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Weise zu unsionigen Vorwanden neuer Vorwürfe gesteigert. In den weiterhin 
aufgestellten Vergleichen des Fürsten ReichskanzierS mil einem Elephantea 
^nd mit Tiberius wird der sittliche Charakter und das amtliche Verhalten 
<Jes Fürsten herabgewürdigt. 

44. 

Das « Schlusswort » stellt in seinen Schlusssätzen den Fürsten Reichs- 
kanzler als den Erblasser des Angeklagten dar, welcher den Erben ausflass 
zu beschädigen, zu vernichten und bei Seite zu schaffen gesucht habe und 
<]em der Sieg durch eia strafwürdiges, planmässig unternommenes un<} ebenso 
ausgeführtes Bestreben zugefallen sei. 

IV. 

BeleitigTUig des Auswärtigen Amtes. 

1. 
Dem Auswärtigen Amt wird vorgeworfen, dass dasselbe durch die Presse 
«icbnicht entblödet habe, dem Angeklagten den Sturz des Herrn Thiers 
4im 24. Mai 1873 zuzuschreiben. 

2. 
Weiter spricht die Schrift aus, dass Herr v. Bülow in den VoUgenuss 
<ier IhfallibilitKt getreten sei, welche dem Auswärtigen Amte beiwohne. 

3. 
In Anknüpfung an den wiedergegebeilen Inhalt eines Erlasses des Aüs^ 
wärtigen Amtes vom 3. Januar 4874, welchen der Stiats-Secretar y. Bütow 
gezeichnet hat, über die ZnlKssigkeit der Verfolgung franzljsischer BischtTfe 
^uf strafrechtlichem Wege nach französischem Recht, wegen der von ihnen 
erlassenen Hirtenbriefe, wirft die Schrift dem AaswSTrtigen Amte eine Vorliebe 
für das System vor, strafrechtliche Bestimmungen durch a guten Willem» auf 
gewisse Handlungen anwendhar zu machen, und bemerkt weiterhin, mit 
demselben «guten Willen» seien die Handlungen des Angeklagten unter den 
Begriff verschiedener Strafthaten gebracht worden. 

■' ■>: 

In der Einleitung zu d^m Abschnitt über die Versetzung des Angeklagte» 
in den einstweiligen Ruhestand bis zu seiner Verhaftung wird die beleidigende 
Frage aufgeworfen, ob es die Tendenz des Auswärtigen Amtes gewesen sei^ 
<len Angeklagten zu ruiniren. 

[ Ausser diesen durch die Schrift «Pro Nihilo» begangenen strafbaren Hand- 

lungen erscheint der Angeklagte noch eines Landesverraths in einem andern 
Sinne des Strafgesetzbuches Überführt, 



Landesverrath. — § 92, Ziffer 3. 

In der Convention vom 29. Juni 1872 zwischen Deutschland und Frank- 
reich, die Zahlung des Restes der französischen Kriegskosten-Entschädigung 

2 
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betreGfeDd, war abgemacht, dass die letzte Ratenzahlung der noch rück- 
sttfQdfgen 3 Milliarden Franken von Frankreich am 4. MäVz 4875 abgetragen 
wterden sollte. Der vollständigen Zahlung sollte dfe Räumung der noch von 
deutschenf Truppen besetzten Gebielstheile Frankreichs dergestalt folgen, dass 
innerhalb 44 Tagen die letzten beiden Departements der Maas und der 
Meurthe- Mosel und das Arrondissement Belfort frei sein sollten. 

Zugleich war Frankreich die Befugniss vorbehalten, auch vor Ablauf der 
festgesetzten Fristen Zahlung zu leisten. Im Februar 4873 gab die französische 
Regierung ihren Wunsch zu erkennen, die Abtragung der beiden letzten 
Milliarden zu beschleunigen und über die näheren Bedingungen fanden zu 
jener Zeft bereits Vorbesprechungen zwischen dem Präsidenten Thiers und 
dem Angeklagten statt. Nach eingeholter Ermächtigung Sr. Majestät des 
Kaisers und Königs benachrichtigte der Fürst Reichskanzler den Angeklagten 
durch Telegramm vom 2. März 4873, dass er am .fot^^adea: Tage ein Gon- 
yentionsproject und die Ermächtigung, auf der Basis desselben mit der fran- 
zösischen Regierung zu unterhandeln, empfangen werde. 

Das Telegramm enthielt zugleich die einzelnen Grundzüge des Vorschlages, 
insbesondere die Bedingung, dass die 'Räumung von Belfort erst nach voll- 
ständiger Zahlung stattfinden solle. 

An demselben Tage ging bei dem Auswärtigen Amte telegraphisch von 
dem Angeklagten eine Erwiderung ein mit der Bitte, ^dem (riinzösiscixen Bot- 
schafter von den Vorschlägen keine Mittbeiluhg zu machen, um die Hoffnungen 
des Presidenten Thiers nicht zu steigern, weil der Angeklagte damit anfangen 
müsse, dem Präsidenten viel weniger anzubieten. Es wurde dem Angeklagten 
npch^in demselben Tage erwidert> dass die AngeJegenheit gar nicht geheim, 
die Vorschläge der französischen Regierung gegenüber in dem Sinne zu 
bebandeln seien, dass sie «ä prendre ou li laisse)^» wären^ Das Telegramm 
Schlots: 5, wenn nicht, nicht. »*) , . 

Aai.3. März 4873 ging ein Erlafs • p»f t >d«m Entwurf : der Ceb^einkunft 
mit Frankreich in 7 Artikeln an denAngekU^ten ab^uod gelangte am «kom- 
menden Tage Abends in seijoie Hände, mit. dem Auftrage, auf Grund dieses 
Entwurfs mit Herrn Thiers in Unterhaia^lKiQg zu ireten und über den Gang 
der einzuleiterltien Verhandli^ng ?a boricbten. Zugvieh wurde in dem vor- 
gedachten Erlasse der Inhalt der einzelnen Artikel der Convention kurz 
wiedergegeben und bei jedem Artikel die Auffassung der Kaiserlichen Regie- 
rung erörtert, «0 dass der Erlass die Instructiot^ deV Botschafters bildete und 
als solche auch spätet* wiederholt bezeichnet ist. Im Artikel 4 des Entwurfs 
wurde die Verpflichtung Frankreichs ausgesprochen, die erst am 4. März 4874 
zahlbare Milliarde schon bis zum 40. Mai 4873 und die erst am 4. März 4875 
fällige letzte Milliarde in 4 gleichen Ra]lc|n aa^ 4.iuni^ >l*.JuIi, .4. August land 
4. September 4873 zu entrichten. . ; ;, , 

Artikel 2 betraf Zablungsbedingungqu. , Nach Artikel 3 sollte am 4 . Juli 
4873, nachdem die dann fällige Rate der letzten Milliarde gezahlt, die Räu- 
mung der 4 Departements der Vogeseft^ der Maas, der Ardennen und der 
Meurthe-Mosel von den deutschen Truppen .begia^.q und in 4 Wochen 



♦) ÜnWatar! Das Telegramm schliesst mit den Worten: „Wir können es abwarten I" 
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vollendet sein. Der Schfüss des Artikels 3 lautet ! tft>ie Räumung des Ar^ön-^ 
jclissements Beifört wird nach Zahlung der am 1. September 1^73 fälligen 
8)5e> MHIionen'Franketi und Z!hs^'effo!geh. »• ' 

• Artikel 4 regölt die Frage dter kosten für ai6n'l^nte^htllf"de^ deutschen 
Truppen bis >uH Räumung; -' ' " ' : i. 

Arlik^l 5 besiitotat, dass bis zur Räümühg dös Äirrondisäfemeht *6eIforl 
die '4' (db^hgedkch¥6b DepartädieätS in mifiCarischer' und besonders fortificä- 
lerischcfr'Bez^iefrtriQg "afs nfeüirargelliEJn Sollen. '-=^' '^' " . * 

Artikel *6 tfefeervirt f&r Deutschlähd dak' Recht iövenluieÜei^Rö^occupatron 
und AHfkel'7 erkennt ' diöUdhe tf^r'bis'zutü ^1. März 1872 eingejgafagenen 
Zahlungen Äuf die' 'KHegsenlSdliädigung an.* ' »' • - ' * 

Zu'didsen-Afrtiköln* berhertt der Erlass'vom Sl März' 4873, insbesondere 
2tt AHÜ^eigf; i'es' lä^e'döbi^^Weh der G^dhhl^eiü Gründe^ däss auch nach 
ZahlUfig' dar 4.' Milliarde die' Departements der Aräehnen und der Vogesen 
noch väbrend einiger Woehen besälzt/gehalten'werdeä sollten^ dligi^gen das 
gesaminle voh Deutschland* besetzte Gebfet/ mit Ausnahme v'dn Bei fort, 
am :4.i}uli zu räupieii sei, wenn dli H»{li^d^5. MiNiarde bis dahin bezähtt 
werde. AmSchiUfese Hier: auf diesen^ tArtikeibezilgHchen Stella' der Instruction 
helBst:.es^* .«/ddss Wir BelfoH^bift siur'voHstäiidigeki Zahlung der KHegsk Osten- 
Entschüdiguhg Dabsl Zinsen b^sdtzl'ilaltie», ist Tür uns •eine' politische Nöth- 
wendigkeit. Wir würden ausser Stande sein, die frti^ei^e •Rkumung dieses 
Platzes gegenUbejr ßer öffjßotliclken.l^^inangi' in «Deutschland ^ut rechtfertigen 
und ipb. bitte Ev^. EsLc^Iiei^z kmmn Zi^eif^i. darüber aufkominieo asu Ussea, 
dass.dMsei: P»^kt ein. ffir i.das G^ingi^ einer ^Veitstllndigung. Uöbediögt 
entsctkeid|?ndep,ist.,.Ä;>. ; . -- -m. • ...• >: . m-- -m^' •'. 

Z^iQ Är.t^el l^t we^^cb^r .die Neujtralisirxaig disr g^räumi^n Deptartements 
hi3..;^qim S^ei||>uiikt /der ,vQlUtändig«jPt>/Rätt«iu0g dies. (ra»zi[j$i$€bea. Gebiets 
festsetzt, i^t folgender VefDft^rk.bjnawg^ßetzt^ . . ; ... i , 

.. r .«In EfK*. E^ceilenz ^e^Ug^ia Berif^bte. Ton^: S9v$t.. Mts. wird 

. UQteriStellt» ,;4a^ ,<$esie Nentrali^fung bis zum 4.. Mära k*, I.. duszu- 
. ; ;de)inen 9^, i? •. ;. ,. .t.; , \ , ,..:.:...r. .. j,-. .i/ •• t, 

aDs^ss eipj9 entspneqliQnäe.VeiiplIi^btMag Frankreichs erwünscht 
sein würde, ist unverkennbar, und i^^b.fiehme keioe^ Anstand, Ew. 
. Excell^nz zu^errnächligjifpi^. diieselb^, ?.M,jV^langen,. wenn l^e dieses 
..Zug^ländniss fi),r errwh^r^ halten. » / .. . , . -i ., 

Der Angeklagte .beggb sic|i am 5. Mijrz.nskch; Versailles,, wo er, wie sein 
Telegramm von demselben l^^go beri,c^tet, ijerro Thiers krank, fe^wl,; so dass 
er nicht eingehend mU ihm s|)cech.^n^ sonderri ibi» i^^r,einigq A/ideutungen 
geben konnte. N^cb, seinem j^Hgfaft^ödniss, in ;der jSchfift !«Pro NibiloÄ liess 
der Angjelilagte bpi djesex Gelegenheit den von, ihm ins Frapzösiacbe über- 
setzten CpnvenlioAsentwurf auf deiji Arbeitstische (Jes Präsidenten zurück.. 

, Vnter den poljtis^ljien A|Ct,^pK^der Bolschs^ft in Paris ist das Concept.des- 
jenijg^enEnlwurfs 9pfgefunc|0n,,,weljQhea.dejn Angeklagte hier meint-.,, 

Es findet sich rechts oben auf der ersten Seite dieses ganz von der Hand 
des Angeklagten herrührenden Schriftstücke» gteichtaüs von seiner Band der 
Vermerk-: « Htn. fhiöri arto 51' zrirütekgeFäfssibn. * Bei einer Vergleichung 
dieses Entwurfs mit dem dem Angeklagten zugefertigten Entwtrfe, welchen 
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er der Uebereiokunft zu Gründe legen sollte, finden sich wesentliche 
Abweichungen. 

Zunächst hat der Angeklagte in d^em.van ihm g^efertigten Entwürfe d^^n 
4. März 4874 im Artikel 5 ^ingefUgt, während der Öriginalentwurf als den 
hier in Betracht kommenden Termin der Neutralisirupg den Z^Upunkl jder 
Räumung BeUorts bezeichnete. In der Schrift «Pro Nihilo» sucht der Angeklagte 
diese Eigenmächtigkeit dadurch ^zjix rechtfertigen» dass ihm, in dem Erlasse 
vom 3. März 4873 die Befugniss gegeben worden sei, die VerpQichtuog 
Frankreichs in Betreff 4^r Neutralisirung selbständig zu urerlängern. um 
diese Auslegung herbeizuführen» wird i]a der,, auf Seite. 50 abgedruckt^^ 
Steile des Erlasses vom 3.' März 4873 (obgleich die Anführuiiigszeicben « — » 
einen wortgetreuen Abdruck garantiren sollten) das Wort « verUDgen»« welches 
Eim Hasse steht, in «verlängern» verändert x^id dadurch dem Ang^higteo 
gewisser/mas$ep das Recht zugesprophen, jene Veräqdeirüpg. vQrzüiiehDaieiu*) 

Der ripbtige Grund, wesshalb im Artikels die Bestimmung des Original- 
entwurfs ni^bt wiedergegeben ist, ist aber darin zu finden > dass deit An- 
geklagte in; dem von ihm gel^rtjgüen Entwürfe iiberhaupt; von der ihm 
deutscherseits als unumgänglich nottiwendig bezeichoeien Besetdsung BelfiMrts 
gar nicht spricht; er konnte also auch den Zeitpunkt der Räamtmg- der 
Festung nicht, wie e5 der Origioalöntwurf thut, als. den Endtermin der 
Neutralisirung liinstellen. 

Der Original-Entwurf setzt am Schlüsse des Artikels 3 ausdrUeklich fest, 
dass die Räumung des Arrondissements Beifort erst nach Zahlung der am 
4. September 4873 (Eiligen Viertel-^MIliiärde erfolgen solle; und die Instruc- 
tion vom 3. März bemerkt hierzu, diese Ciausel sei eine 'porittstihb Nötfa- 
wendigkeit. uiid von ihrer Annahme hänge die VersYändigung Ubcirhaüpf ab. 
— Der Artikel IH des Entwurfs des An^ekiegten verschweigt diese CHaiisel 
gänzlich und sie findet sich auch nicht in dem werteren Texte. In Artikel 
IV seines Entwurfs ist die Rede von den Konten d^s Untch*haltes der Deut- 
schen Truppen und hierbei wird kurz auch der Gramison von Beifort bis zur 
Räumung dieses Arrondissements gedacht. Aber davon findet sich kein Wort, 
dass Beifort bis zur Z^ahlung des letzten Theiles der Kriegsentschädigung in 
deutschen Händen bleiben mtfsse. 

Der Angeklagte iät sich dieser Untei'lassung wohl bewusst, denn er ver- 
merkt sie in der Schrift «Pro Nihilo» zur Abwehr elwaigei^ scheinbarer Berich- 
tigungen. *''') Seine fernere Behauptung dort, dass er den Ihm zugefertigten 
öriginalentwurf der Hauptsache nach fast wö'rttiöh in das Französische über- 
setzt und so dem Herrn Thiers am $. Mäi^is zi^rückgelassen habe, ist hier- 
nach unwahr. Seine Rechtfertigung, die Beifort betreffende Bedingung sei 
nicht erwähnt, weil nach den bisherigen Besprechungen zwischen ibih und 
Herrn Thiers das vollkommenste Einverständniss geherrscht habe über die 
Besetzung Beiforts bis nach vollständiger Zahlung der Kriegskosten-Eot- 

schädigung, nur sei diese Bedingung dem Herrn Thiers unerwünscht gewesen, 
■ ' ■ ' '• ■ » ' * ' ■ ' 

*) Dies sind unwardige Wortspiele. 

**) J5s ist nicht erwiesen und kann nicht erwiesen werden, dass er der VerCasser 
von „Pro Nihilo** ist. . . 
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wir^ zur Belastung des Angeklagten. Denn alsdann musste für den Ange- 
klagten umsömebr ein Grund vorliegen, diese Bedingung nicht aus dem Ent- 
würfe wegzulassen, weil durch diese Auslassung nothwendig in dem Präsi- 
denten' Tbiers die Ansicht entstehen musste, dass auf diese Bedingung 
ddutseherseits kein besonderes Gewicht gelegt werde. (Conf. Anlage XII.) 
i i)ie Absicht des Angieklagten^ eine Verlängerung des Neutralisirungs- 
termins bis zum 4. März 4874 zu erlangen, deren Erreichung in dem Erlass 
vom 3. März 4873 als «erwünscht» bezeichnet ist, kann ebenfalls das Weg- 
lassen dör Hauptbedingung nicht rechtfertigen, wie der Angeklagte in der 
Schrift «Pro Nihilo» auszuführen viersucht. Jedenfalls musste dem Angeklagten 
einleuchten, dass es ausserordentlich gefährlich war, aus seinem Entwurf 
diese Bedingung nicht zweifellos ersichtlich zu machen, da es schwer war, 
sieb auf eine Vergessliehkeit in dem so wichtigen Staatsdokument zu berufen. 

Das ganze Verhalten des Angeklagten bei der Führung des ihm aufge- 
tragenen Staatsgescfaäfts zeigt, dass er absiehdich dasselbe gegen seine In- 
struction eingeleitet und in der WeiterfUhrung verschleppt hat. 

Bereits am Montag den 3. März 4873, nach Empfang der vorläufigen 
Tetegrammbenachrichtigung vom %, desselben Monats, hat der Angeklagte 
eine Besprechung mit Herrn Thiers gehabt, wie sein Schreiben von diesem 
Datum an den Präsidenten und sein Telegramm an das Auswärtige Amt vom 
5. desselben Monats dartbut. 

Qeber dasjenige, was der Angeklajgie an diesem Tage mit Herrn Thiers 
verhandelt hat, hat er niemals dem Auswärtigen Amte Anzeige erstattet. 

In seinem am 5. März, abgelassenen» am folgenden Tage hier eingegan- 
genen Telegi:amm.e zeigte der Angeklagte an, er habe Herrn Thiers besucht, 
denselben aber so krank gefunden, dass er über Geschäfte nicht mit ihm 
habe verhandeln können, In diesem sehr la^Qgen Telegramm steht nicht 
ein Wort darilber^ dass ein und welcher Conventionsentwurf dem Präsidenten 
übergeben, öder, was dasselbe ist, auf seinem Tische zurückgelassen 
worden sei. 

. Darauf schweigt der Angeklagte 3 Tage und meldet erst lelegraphisch 
am S. Ä&r» Vormittags — ehe er den Präsidenten Thiers wieder ge- 
sprochen halte, also aus eigener Imtiative, dass Belfort*s Occupation bis nach 
vollständiger Liquidation der Kriegsentschädigung Schwierigkeiten machen 
würde, und macht feinen Abänderungsvorschlag. Dies sollte wohl auf den 
Widerstand, den der Angeklagte selbst erregt hatte, vorbereiten. Hierauf 
wurde er am 8. März telegraphisch angewiesen; er solle sich genauer an 
seine' InsVuction hallen, ohne Verztrg das iSanze der deutschen Vorschläge 
an die fraözösischie Regierung mittheilen und deren Erwiderung anzeigen. 
Sein Abäiidei-trngsvorschlag sei unannehmbar. Hierauf geht der erste schrtfl- 
licb^ BciHcht (welcher zwar vom 8. März datirt ist, aber erst am 41. März 
Abends eingegangen sein kann, also wahrscheinlich erst am, 40. März von 
Paris abgegangen ist), hier ein. Darin sägt der Angeklagte über seinen 
Bestich beim Präsidenten Thiers äfm 8. März ; ei»' habe dem Letzteren nur 
« einige aligemeine Andeutungen» über die deutschen Vorschläge gegeben, 
die er im* Wesentlichen bereits' kannte. 



Digitized by VjOOQ IC 



— 22 — 

Den ,yerspäteten Eingang de$ , Berichts findet, der Angekldgt^ iiis emeoi 
Tel^grainm vom 1 4. März i;nbf^reiflich> dersel|i)e b^lle am ^o^där^ioBerlio 
eintreffen müssen. , . . , , . 

In (|em§^lben Beficht zeigt er an, dass ^ ani 8. (lärz ein^.PQterreduog 
mit Herrn Thiers gehabt habe, welql^er <^^it unserp Vorsiphliigei) «inver- 
standen ist ». Eine Anzeige, dass dem Pi^sidenten die deutschen yorschläge 
mitg^etbeilt seien, enthält auch dieser Bericht nicht. Aufl[iaIIenderweise er- 
wähnt derselbe nicht, dass Herr thiers einen Ge^enentwürf t^berreicbi habe. 

Ein solcher ist — in amtlicher fprm mundirt — unter den Acten der 
K aiserl ichen Botschaft in Paris vorgefunden wordön, mit dcn^ yerc9iei:k voo 
der Hand des Angeklagten ; «Gegenentwurf von Herrn Thiers in der Cpn- 
ferenz iam 8. hj. vorgelegt.» 

In demselbep wird 3eIfort als diesseits bis zur Zahiuj^g^ zu ibesetz^oder 
Platz genannt. Art. Hf. , . . * , 

: Dieser Entwurf kann nicht zur Entlastung des Afigeklagteo dienßo, . 
Derselbe ist zweifelsohne schon, entworfen • gew^3en, bevor P^ä^ident 
Thiers den auf seinem Tische von dem Angeklagten zurückgelassenen Ent- 
wurf erhalten und näher geprüft hatte. . Dies , ergiebt sich schon aus dej* 
Vordarstelljjng, dem Inhalte des Telegramms .des Angeklagten vom 5. März 
und daraus, dass dem, Präsidenten bereits die Grundzüge der Vorschläge 
früher bekannt waren und gegen diese der Gegenentwurf sich richtet, wel- 
cher mit dem deutschen durch Erlass vom 3. März dem Angeklagten zuge- 
fertigten und mit seinem Entwürfe keine Beziehung? hat. ~ Es kömmt hinzu, 
dass der Präsident vom 5. bis 8. März ernstlich krank war, wie der Ange- 
klagte selbst bezeugt, und dass erst nach dem 8. März der Präsident der 
Tragweile des Entwurfs des Angeklagten sich bewusst gewesen sein wird, 
denn alsdann erst beginnt die bis dahin im Auswärtigen AioQt mit (sie!) der 
früheren Haltung des P^äsldenten imbesrreifliche Hartnäckigkeit desselben 
gegen das Festhalten an Beifort. Es scheint^ dass der Vermerk des Angeklagten 
auf dem Gegeüientwurf dazu hat dienen sollen, den eigentlidhen Sachverhalt 
zu entstellen. 

Jeder Zweifel wird gehoben durch eine Erklärung des Herrn T|yers^ dass 
ihm am 40. März der dei^tsche Entwurf von dem Angeklagten noch nicht 
zugestellt worden sei, deron Inhalt weiterhin näher angegeben wird. 

In einem folgenden Berichte — vom 9. März, mit dem Bericht vom 8. 
März zugleich hier am 44. eingetroffen — giebt der Angeklagte, zur Abwehr 
des Vorwurfes d«s Zuwiderhandelns gegen seine Instruction an^ « es sei ihm 
nicht aufgegeben gewesen, das Ganze der dresseitigeja Vorschlag« der Fran- 
zösischen Regierung mitzutheilen».. Das zweite Telegraimm, des FUrsten 
Reichskanzlers vom 2. März konnte aber schon darübef*. keinen. Zweifel in 
dem Angeklagten lassen, idass es sich um einfache Annahme oder Ableh^^ng 
Seitens der französischen Regierung hand^ un^ daher selbstvertändlich der 
Teilt selbst mitgetheilt werden müsse, der im« Sjnnr eines Ultic^atum zu, be- 
handelnden Vorschläge., Da auch dieser jEleri.cht nocl]i , kein^ Anzeige ent- 
hielt, dass der Ang^ekl^gl^e die diesseitigan Vorschläg^e Ub9rh^upt dort mit- 
getheilt habe, wurde ihm am 44. März telegraphisch der unvera^Uglich aus- 
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zuführende Auftrag ertheilt, diese Mittbeilung vorzuaehmeo and zu melden 
an wen, und dass sie erfolgt sei. . 

Darauf ^eigt der Angeklagte am selben Abend an: ^r begriffe. nicht, 
dass die Couriersendung mit seinem Berichte (vom 8. März),. «dass er die 
deutseben Vorschläge dem Präsidenten mitgetbeilt habe »^ — noch nicht an- 
gekommen sei. In diesem Berichte war, wie schon erwähnt, die angebliche 
Anzeige gar nicht enthalten. Es wurde nun dem Angeklagtein am42.:März> 
nach Jmmediatvortrag bei Sr. Majestät, der telegraphische Auftrag ^rlheilt : 
« Hiermit- erhalten Sie den Befehl Sr. Majestät des Kaisers, -dar 
Französischen Regierung > unseren Conventionsentwurf amilich 
mitzutbeilen, da derselbe Herrn Tbiers nach seiner Angabe am 
40. März noch unbekannt war.» 

Kurz Tor Abgang: dieses telegrapbischen Erlasses, welcher auf Befehl 
des Kaisers beruhte« war eine telegr^pbiscbe Anzeige des Angeklagten ein- 
gegangen, worin er berichtete, er habe Herrn Thiels die diesseitigen Vor- 
schläge vollständig und amtlich mitgetheilf. Dem Befehl Seiner Majestät 
kam der Angeklagte darauf durch Telegramm vom 13« März nach, dessen In-* 
halt weiterhin folgt. 

Inzwischen am 8. März hatte der Fürst Reichskanzler den General*von 
äanteuffel, damaligen Chef der deutschen Occupatious-Truppen, (vermittelst 
Telegramm) vertraulich von dem Sachverhältnisse in Kenntniss gesetzt, mit 
<iem Ersuchen, zu erforschen, wo die Schwierigkeit läge. Die Antwort des 
Freiherrn von Manteuffel lautete zunächst dahin, der Präsident Tbiers würde 
nachgeben, wenn deutscher Seits festgehalten wUrde. . 

In einem Telegramm vom iO, März wiederholte der Genera] seiine vor- 
ausgesprochene Ansicht. Auf Veranlassung des Generals hatte der ibm fran-^ 
zösischerseits beigegebene ausserordentliche Ciyil-Bevollmächtigte Graf St. 
VaJlier an den Präsidenten Tbiers Über die Angelegenheit geschrieben und 
den Entwurf des Vertrages beigefügt. 

Hierauf ergingen zwei Mittheilungen des Präsidenten an den -Grafen 
St. Vallier, beide Tom 44. März, in denen ganz klar ausgesprochen wird, 
dass bis zu diesem Tag9 der Präsident Tbiers v^n dem diesseitigen Entwürfe 
noch keine Kenntniss gehabt habe — r .««ignorant le texte qae je viens de 
recevoir.»» In d^r einen Mittheilung erklärt der Präsident weiter, dass er, 
falls der Text des deutschen Vorschlages früher zu seiner Kenntniss gelangt 
wäre, er denselben mit ganz unwesentlichen Abänderungen sofort ange-* 
nommen haben würd.e. 

Der Fürst Reichskanzler nahm aus diesen Mittheilungen Veranlassung, 
in einem Telegramm vom 42. März dem Angeklagten den Befehl Sr. Majestät 
zu wiederholen« den Entwi^rf, von dessen Existenz am 40. März Herr Tbiers 
noch keine Kenntniss gehabt habe, der französischen Regierung amtlich 
mitzotheüen. 

Dieses Telegramm hat der Angeklagte nach seinem Zageständniss in 
der Schrift «I^ro Nihilo» am 43, M^rz Morgens empfangen, gleichwie ihm das 
frühere vom 4 4. März an demselben Abende zugekommen war. Hieraus 
ging der Angeklagte auf diesen Punkt in seinem vorberegten Telegramme 
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vom 13. März erst naher ein, indem er erklärt, er habe Herrn Thiers ai» 
5, (fünfleo), als er krank war, eine französische Uebersetzung aller 7 Artikel 
des diesseitigen Vorschlages gelassen. Er fUgt aber hinzu, diese Ueber^ 
Setzung sei faüt wörtlich gewesen, soweit sie neue Bestimmungen enf— 
hielt« den Inhalt der einzelnen Artikel resumirend, soweit dieselben nur di& 
Stipulation aus früheren Gonventionen reproducirten ; dass der Angeklagte 
selbst Herrn Tbiers nicht fUr vollständig unterrichtet hielt, geht daraus ber-^ 
vor, dass er in dem Telegramm selbst anführt, er habe am 8. März die 
wortgetreue Uebersetzung der Propositionen bei sich gehabt und sie theil- 
weise H«rrn Thiers vorgelesen, welcher indess schon eine Gegenredaction. 
zu dem ihm am 5. mitgethetiten Entwurf niedergeschrieben und die seitdem 
bekannten Einwendungen erhoben hätte. Um unter diesen Umständen nicht 
an jedes einzelne Zugeständniss gebunden zu sein, habe er (der Angeklagte) 
die Uebersetzung wieder mitgenommen, um nach vorhergegangener Rück- 
frage bei dem Fürsten Reichskanzler die etwa in Berlin genehmigten Modi- 
fikationen einzutragen und das Ganze alsdann mehr oder weniger als ein 
Ultimatum vorzulegen. «Das Wesentliche bleibt aber, dass Herr Thiers 
unsere Propösittonen vollständig und schriftlich seit dem ^. gehabt hat. » 

Die Auffassung des Herrn Thiers ergiebt ein Telegramm vom 43. Mär? 
an den Grafen St. Vallier, in welchem er schreibt, dass er das doppelte 
Spiel — «les doubles fonds dun certain personnage» — (des Angeklagten> 
nicht begreife und hoffe, dass der Abschluss diesem Spiel ein Ende setzei> 
werde* 

Um so verdächtiger gegen den Angeklagten ist es, dass, nachdem er 
bereits in seinem Bericht vom 7. Februar 4873 auf die Notbwendigkeit der 
Beobaohtung des tiefsten Geheimnisses bei den Unterhandlungen hingewiesea 
halte, er in seinem Telegramm vom t, März in Erwiederung auf das an 
demselben Tage an ihn gerichtete Telegramm mit den Grundzügen des ihm^ 
zugedachten Auftrages ausdrücklich darum bittet, dass der hiesige französische 
Botschafter nichts von unseren Gegenvorschlägen erfahre und ferner auf die 
sofortige Antwort; « Es ist die Sache gar nicht geheim zu behandeln » trotz- 
dem in seinem Telegramäi vom 5. März meldet, d^r Präsident Thiers bitte 
ebenfalls cüber die Verbandtungen nichts zu veröffentlichen»'. Bin schla- 
gendes Dementi erfährt der Angeklagte durch den Auftrag deS^ Präsidenten 
Thiers an den Grafen St^ Vallier vom 4 f. März, dem Generat Freiherrn von 
Manteuffol zur weiteren Mittheiiung nach Berlin zu sagen, dass der Präsident 
durchaus offen wie immer in dieser Angelegenheil handeln werde, und dass 
er in der ganzen Sache nichts zu verheimlichen habe. < 

I Auffallend ist ferner, dass der Angeklagte, ungeachtet der ihkn' bemerk- 
lich gemachten nicht heimlichen Behandlung der Sache, in dem politischen 
Journal des Monats März 4873 der Botschaft zu Paris weder in dem Eingangs- 
noch. in dem Ausgangs- Journal ein einziges der auf die in Rede stehenden 
Verhandlungen bezüglichen SchriTtstücke, weder Erlass noch Bericht, hat 
eintragen lassen^ 

Der Angeklagte hat auch "i^ht vi^l wenlirer, wie er zur Begründung; 
seiner Bitte um Geheimhaltung am 2. März vorbringt, Herrn Thiers angeboten,. 
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sondern viel mehr durch das Weglassen der Bedingung wegen der Festung 
Beifort. 

Durch das Verfahren des Angeklagten . hatte sich die Lage Deutschlands 
so nachlbeilig gestaltet, dass um dem doppelten Spiele des Angeklagten ein 
Ende zu machen, demselben die weiteren Verhandlungen entzogen wurden.*} 

Es ist bekannt^ dass der Vcrtragsabschluss am 45. März 4813 zwischen 
dem Fürsten Reichskanzler und dem französischen Botschafter Vicomie de 
Gontaud-Biron in Berlin stattgefunden hat. 

In diesem Vertrage ist trotz der militärischen Bedenken, welche sich 
an ein Aufgeben von Beifort knüpften, Verdun substituirt, ein Zugeständniss, 
welches bei kriegerischen Verwickelungen mit Frankreich schwer ins Ge- 
wicht fallen konnte. 

Diess ergiebt schon die geographische Lage Belfort's und die Nothwen- 
digkeit einer stärkeren Besetzung Verdun's. Bei der damaligen Lage der 
Dinge hatte die Occupation Belfort's einen unberechenbaren Wertb lUr Deutsch- 
land, indem die Besetzthaltung bei Wiedereröffnung der Feindseligkeiten die 
Franzosen genöthigt hätte, ihre Offensive nach Norden ^u veriegen, wie das 
Gutachten des Generals, Freiherrn von M^nleuffeU aus Nancy vom 44. März 
4873 klar darlegt. Wenn trotzdem in dem Vertrage Verdun aufgenommen 
und Beifort aufgegeben worden ist, so hat die politische Wichtigkeit die 
militärischen Bedenken in den Augen des Leiters der auswärtigen Politik 
Deutschlands Überwogen, indem als politischer Beweggrund galt, einmal die 
Nolhwendigkeit, den Präsidenten Tbiers so lange wie möglich zu halten und 
dadurch die volle Zahlung der Kriegsentschädigung zu sichern, zum andern, 
die Zweckmässigkeit, die Auseinandersetzung mit Frankreich so bald wie 
irgend möglich zu beendigen, weil dies für die Gesammtheit Deutschlands 
und den Übrigen Mächten gegenüber wichtig War. 

Dem Angeklagten, welchem die Verhältnisse genau bekannt waren,*) konnte 
gar nicht entgehen, welchen Nachtheil Tür Deutschland das Aufgeben Belfort's 
und die Verzögerung des Vertragsabschlusses nach sich zog. 

Welcher Beweggrund den Angeklagten bei seinem Verfahren geleitet hat, 
ist durch die Voruntersuchung nicht völlig klar gestellt. 

Sei es dass ihn Ungehorsam und Unbotmässigkeit gegen die Anordnungen 
seines Vorgesetzten« mit welchem er sich bereits in Zwiespalt befand, oder 
der Wunsch, den Präsidenten Tbiers beseltli^t sn seheD, gegen dessen 
Präsidentschaft er eingenommen war, oder endlich Eigennutz, wie mehrfach 
angeregt ist, geleitet haben, für die rechtliche Beurtheilung der Strafthat an 
sich bleibt der Beweggi^nd einflusslos.**) 

Demgemäss und auf Grund des Beschlusses des Königlichen Kammer- 
gerichts, Anklage-Senat für Staats-Verbrechen, vom 23. März 4876 wird 

der Graf Harry von Arnim 
angeklagt: 

*) Deutschland befand sich demnach in ausserster Gefahr, von Frankreich aber- 
fallen zu werden, welcher Gefahr der Reichskanzler durch Herausgabe von Bei fort ein 
Ende machte! 

**) Waren diese Verhältnisse dem Fürsten nicht bekannt? 
***) Dies ist einfach eine niedertrachtige Insinuation. 
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4. im Ihlandfe im l«hr <875 durch eine und dieselbe Handlung :. 

a) vorsätzlich ActenstUcke und Nachrichten, von denen er ^vusste, 
dass ihre Geheimhaltung (einer anderen Regierung gegenüber für 
das Wohl des Deutschen Reichs erforderlich sei, öflfenthch bekannt 
gemacht, ' 

''■■\ b) Seine Majestät den Deutschen Kaiser, seinen Landesberrn, 
' c) den Reichsk^nzier, Fürsten voti Bismarck, 
d) das Auswärtige Amt des Deutschen Reichs beleidigt zu haben, 

und 2jwar durch Verbreftung einer Druckschrift^ 

2. ' im Auslande ' 4 87S vorsätzlich ein ihm . von Seiten des Deutschen 
'Reichs aufgef tragen es StabtT^geschäfl mit einer anderen Regierung zum 
Nachtheil des Deutschen Reichs geführt zu haben;. 
VeH)rcfchen des Landesverraths, sowie Vergehen der Majestätsbeleidigung 
und der Beleidigung, vorgesehen tn dfen §§ 92, Ziffer < und 3, 95, 185, 
<94, i9<9, '20Ö, 73,' "^i, 4 Ziffer 2 uhd 44 des Deutschen Strafgesetzbuchs, in 
Verferndung mit § 26 des Reichspressgeselzes vom 4. Mai 4874. 

• Es wird bfeanfragt, zu diem Termine zur mündlichen Verhandlung als 
Belästungfszeugeh, teziebentlich Sachverständige zu laden : 

4. Den Buchhandlun^s-Volantair Ernst Matlhiae in Berlin, Wilhelms- 
Strasse 43b f.' 

— eidlich Blatt 424^ Vol. gen. — , 

2. Den Geheimeir Legations-Ralh Wilke in Berlin, Mathäi-Kirch-Strasse 
Nr. 26, IL Commissar des Auswärligen Amtes. 

Vol. gen. Bli 49 — nicht vernommen, 

3. Den Attache Rudolf Lindau, in Paris bei der Kaiserlichen Botschaft, 
Vorladung durch das Aus>yärlige Amt, — Vol. spec. A. Bl. 9, und ^ 
nicht vernommen, 

4. Den Königlichen Obersten v. d. Burg^ Commandeur des l^iederrhei- 
niscben Füsilier-Regiments Nr. 39, in Düsseldorf. — VoL spec. F. 
Bl. 34 nicht, yernommen^ 

und 

5. Den Grafen Guido Henckel von D<»Qnersmark zu Schloss Neudeck, 
nach zuvoriger commissariscber Vernehmung als Zeugen.*) 

Der Ober-Staals-Anwalt: 
(gez.) T0ii liUCfe« 



*) Der Graf Guido ist zum EnUastüngszeugeri geworden. Der WorUaul seiner Aus- 
sage ist unbekannt. 
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'^dirfn^|e|i^^^ von Ariiim an den Staatsgeriel^tshof 

inBerlö. 






Plor^n», den 4. M« 1876. 

Es ist mir am .80. April c. eine VorladciDg vom 15. April des 
EOtiiglichen Eammergerichts, Urtheiissenat für Sthats^^breehen, zu-, 
gegangen, nach Welcher ich mich bereits am 11. Mai tor demselben 
zu stelleu habe. Ich kann auf die. dieser Torladang beigefügte An- 
kl^eschrift, .welche midi einer grossen AntohK schwerer Verbrechen 
beschuldigt, nicht ausführlich antworten, darf aber nicht unterlassen, 
in Bezug auf dieselbe einige Bemerkungen zu machen und einige An- 
träge zu stellen, deren Berücksichtigung, nach meiner Ansicht, ohne 
schwere Bechtsverletznng nicht versagt werden kanb, deren Berück- 
sichtigtmg aber einei Aussetzung des Termins ndthig machen wird. 
Zunächst habe idi folgendes in Bezug auf die Broschüre «ProMhilo» 
zu sagfui: Wenn. der Zeuge Matthiae eidlich ausgesagt bat,- dass er 
seit Mitte Augulst längere Zeit ein von meiner Hand . geschriebenes 
Mannscript jeriefr Blrosehüre in Händen gehabt habe^ so hat er olme 
allen Zweifel einen Meineid geleistet, da ein iveä meiner Hand ge* 
schri^nes Manuseri^t der Broschüre! c Pro Nihflo» nicht exisiirtund 
auch inie existirtt hat. Die Unglaübwürdigkeit dibees Zeugen wi^d sich 
aus Folgendem JSfgeben: Der: Zeuge* hair bekundet, dass der in Lnzern 
wohnhafte. Gfaf.Hompesöh'^Bollheim die «rste Hälfte Abb Manuscripts 
dem Herrn Scbafaälitz zugestellt habe. Ich beantrage die Vernehmung 
des Qrafeii Hompesch. ' Derselbe muss bekunden^ dass weder ich, noch 
sonst iJtoiand in meinem Auftrage ihm das Mannscript der Broschüre 
«Pro Nibilo> zur>' Ueberbringang nach Zürich übergeben bat. Ob 
der Qraf Yon Basfaenhßim jemals in Gorrespendenz mit der Fiitna 
Sehslbelitz gestanden h«t, isft ganz unerheblich. Dersdbe wird aber 
bekunden, dass ich ihn zu einer Gorredpondenz bezüglich der gedachten 
Broscküre nicht veranlasst habe. Ich beantrage dessen Vernehmung. 
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Ich bestreite, von Vevey aus in Correspondenz mit der Firma Schabelitz 
gestanden zu haben. Was nun die gegen mich erhobene Anklag^e 
betrillt, bei Gelegenheit der Verhandlungen über die Convention vom 
15. März 1873 das Vaterland verrathen zu haben, so stützt sich die* 
iselbe hauptsächlich darauf, dass ich unterlassen hätte, dem Herrn 
Thiers zu sagen, dass eine Concession in Bezug auf Beifort nicht ge- 
macht werden könne. Selbst wenn ich dies Herrn Thiers nicht gesagt 
hätte, so würde durch diese Unterlassung eine Anklage wegen Landes- 
verraths nicht begründet sein. Da: die Atiklage aber hierauf besonderen 
Werth legt, so beantrage ich eiü^ eidliche Vernehmung des Herrn 
Thiers. Derselbe wird bekunden : 1) dass ich ihm eröffnet habe, dass 
die Oecupation von Beifort bis zuni 1. SeplembfX 187g eiste Goi^itio 
sine qua non sei; 2) dass er mich ersucht hat, dtef auf Bfelf ort bezüg- 
liche Stipulation in einen Separatarükel zu bringen; 3) dass er mich 
ersucht hat, die Verhandlungen zunächst mit ihm persönlich zu fähren 
und das öffentliche Bekanntwerden derselben zu verhüten; 4) dass er 
mir selbst sein Bedauern darüber zu erkennen gegeben hat, dass er 
gleichzeitig mit Herrn von Manteuffel verhandelte; 5) dass er, wenn 
er von em^t per£K>nDage ä double fond spricht, nicht mich damit ge- 
meint hat, und dass er vielmehr in einem vom 16. März an mich 
geriehtetea Schreiben mar seinen Datik: ausgesprochen hat. In der 
.mir heute zugestellten Anklageschilift findet sich nicht ein einziges 
Actenstü^ßk, keine einzige Thätsache erwähnt, welche dem Fürsten 
Bismar()k nicht am 14. April 1873 bekannt* gewäsen wäre. Nichts- 
destoweniger hat der Fürst Bismarck in den ihm bekannten Handlungen 
nichts gefunden^ was der Thatbestand des Landesverratbs sein könnte. 
Er hat audi nie irgend eine Andeutung dieser Art gemacht. ^ Er hat 
vielmehr meine Abberufung von Paris nicht "beantragt. Er hat mich 
sogar im April. desslelben Jahres mit sehr vertraulichen ünterhand- 
limgen beauftragt und mich schliesslich im April 1874 Sr. Majestät 
als Botschafter in Eonstantfnopel in Vorschlag : gebracht. Er hat auch 
bei Se. Majestät in keiner Weise Verdächt gegen 'mich hervorgerufen. 
Demi St. Majestät sind nicht allein auf den Voräcblag des Bürsten 
Bismarck eingegangen^ sondern haben mich aosdäüaklieb p^ffordern 
lassen, den Posten ia Kohstantinopel änzunefamelL Se. Majestät haben 
auch ferner ; einem fremden' ; Botsdhkfter- gegenüber gesiagt, dass ^die 
Dankbarkeit des Sultensfür ineine EmeniunggereeUtleaftigt sei. <üi^^^ 
dieser^ Umständen erscheiot es unmöglich, imzunehmen, ;dass der Fürst 
Bismarck in den Handlungen des AngeUagten* eiäen Iiandesv^rrath 
erblikt habe. Der höbe Geriditshof legte unzweiffilUait iuf das saefa- 
verständige ürtheil des Fürsten Bismarbk da^ grösste Gewicht j ich be- 
antrage die Vei^ehmung des Fürsten ü^smarckiab Sädsverst&nüger 
ditfüber, ob mein aus den Act^a zu beurtheilendes: Verhalted deü Tfaat- 
be^;atid eines Landesrerraths ' bildet, und zugleich ^äls Zeugen über 
alle vorstehend behaupteten Tfaaksachen. Ich Iwantrage ferner die Vor- 
legung: 1) des an mich gerichteten Erlasses des Auswärtigen Amtes 
vom 3. M&vz 1873, sowie des dfenttselben be^efügten Conventionsent- 
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lyarfs; 2) des Telegramms vom 2. März, welches mich ermächtigte, 
äaf der Basis desselben za unterhandeln; 3) meiner Telegramme vom 
3. März (Seite 27 der Anklageschrift); 4) der Antwort auf dieses 
Telegramm; 5) meines Schreibens an den Präsidenten vom 3. März 
(Sei^ 32 der Anklageschrift); 6) meines Telegramms vom 5. März; 
7) meines Telegramms vom 8. März Vormittags (Seite 33 der An* 
klageschrift) ; 8) der telegraphischen Antwort hierauf von demselben 
Tage; 9) meines Berichts vom 10;. März; 10) der Erklärung des 
Herrn TMers, dass ihm am 10. März der deutsche Entwurf noch nicht 
mitgetheilt sei; 11) meines Berichts vom 11. März; 12) des Tele- 
^r^^m^ i^eajBeicl^nül^rii an 4^ Qeaaral t. Mi^nieufbl rom 8« Mäm 
(Seite 36);'T3) der Antwort des Generals; 14) des Telegramms des 
Präsidenten Thiers an Herrn von St. Yallier vom 11. März; 15) mei- 
nes Telegramms vom 13. März^ 16) des Telegramms des Herrn Thiers 
an Herrn von St. Yallier. Endlich muss ich beantragen, die Tele- 
gramme, vorzulegei^ in welchen ich den Beichskanzler gefragt .habe, 
ob es nicht inögliöh sei, das Aufhören der.Obcapation noch mehr zu. 
beschlbunigen. Dm konnte noch meineir Aufbssung geschehen, ohne 
dass di€| Sichetliöt' Deutschlands bedrohet w^rde^ un^ war ausserdeija 
geeignet, dem . HertÄ Thiers . seine Stellung zu erleichtern. " Dieser 
Punkt ist um bq mefat von 'Bedeutung |hit Bücksicht auf die Insinuation 
der AnHage, d$ss; mich Abneigung gegen Herrn Thiers veranlasst 
hätte, deti Abschluss der Verhandlmig^ aufzuschieben. Alle diese 
Schriftsföcke befinden 's^ch im Besitze des auswärtigen Aiptes, . . 

; . . ..^z.) Arnim. 



I .. ,. -i .':i 
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We VerhaMg Vor dem 






..Die Sjitzapg findet statt im grossep 'Äü^en^ale- J^ 
des Eammergeiiclits. Der Gerichtshof b^ aus .Jip, ;Mitglietdern >des 
K^punergerichts tmt^r Vordfz,.des.,y|cepräsj[dente^. He^ra f 
Als Staatsanwalt ä^ppgiri der Qberstojaisanwa^' v.piji^^iü 
theld ger ware^ erschienen^ Becht^an walte lir. ^Quensl^dt und.Monkel, 
von denen erstefer den Graiep Aniljn in desseg |)iisctplMiar;?acb^^^ 
terer in dem früheren Kriminälpr9zes?e yertheijijligt hat De^ Präsident 
eröffnet die Sitzung etwas .nach O^.lJhi:- Er pppst^tirte zunächgit^ dass 
dem Grafen Arnim eine Vorladung zum heutigen Termin am 30. April c. 
in Floreisz, iilsirmiirt) ist. Er theilt ferner mit, dass ein vom Grafen 
Arnim und dem Vertheidiger Dr. Quenstedt unterzeichnetes Proro- 
gationsgesuch eingegangen sei. Der Präsident bemerkt, dass in diesem 
Gesuch Gründe, welche den Angeklagten verhinderten, heute zu er- 
scheinen, nicht angegeben seien, dass das Gesuch aber eine Beihe von 
Beweisanträgen zur Entlastung des Grafen und insbesondere den An- 
trag auf Vernehmung des Herrn Thiers und auf Vorlegung einer 
Beihe von Actenstücken des Amtes, femer auf Vernehmung des Beichs- 
kanzlers enthalte. 

Der Präsident übergiebt das Gesuch sodann dem Oberstaats- 
anwalt, der dasselbe durchliest und sich dann gegen die Prorogation 
des heutigen Termins ausspricht. 

Sodann erhält Dr. Quenstedt das Wort zur Begründung des 
Prorogationsgesuches. Derselbe bemerkt: 

«M. H. Dieser Prozess ist ein weiteres Glied in der Kette der 
Verfolgungen, denen, wie sie wissen, der Graf Arnim seit einer Beihe 
von Jahren ausgesetzt gewesen ist. Er steht im innigsten Zusammen- 
hange mit dem ersten Prozesse, in welchem der Graf wegen Beiseite- 
schaffung von 12 Schriftstücken, die er dem Auswärtigen Amte 
zurückgegebenhat, zu 9 Monaten Gefängniss verurtheilt worden 
ist. (Sensation im Zuhörer Baum.) Ich, m. H., halte mit sehr vielen 
anderen Juristen dies Urtheil für unrichtig. Der Herr Graf ist von 
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dißser Unrichtigkeit, die er noch, bösaeir wie jeder andere beurtheilen 
kann, auf das Tiefste überzeugt. Denken,. Sie Sich quo ia die Seele 
dieses Mannes hinein, der, im J^wus^tsein ^jgieiner. Schuldlosigkeit und 
mit seinem guten, Gewissen, und^enpQch vctrurth^ilt, sieh einer 
neuen Anklage gegenubersieht 5 i^ifd. was für; einer Anklage? Einer 
Anklage, die den denkbar seh werste», Vorwurf cjnthalt, den iQ^u;eiu4Hn 
Staatsbeamten un<^ npch daza eine^ g^^s^eii und glücklichen Diplo- 
maten, dessen Lebensziel der Vermehrung ,4^ Buhmes seipes Kaisera 
und seines Väterlandes gewidmet ^>Ye9en 4^ überhaupt macheu kanp.- 
Der Graf sieht sich gegenüber ejoef Auklage auf li^fl/desiver-. 
rath. Er bittet Ö^ie, ihm die Mittel seiner ;Vei;theidiguüg »icht ^u 
beschränken, umi wie er perzeug|i isti;. diese Anklage ifii, ihr J^ichts 
zurückzuschleudern/ Sie- wer4eu aW jt^loa dosbaib den 

Termin prorögiren müssen, weÜ, die Zeit, veiche^dena Gräfe». ;zur Vor- 
bereitung seiuer Vertheidigung^g^lasseu ist, -^ine zu kurze: T?ar< aqn- 
dem auch deshalb, .weil das sqg* Proroga1|iou^esuch nicht eigi^utlicb 
blos ein solches ist, vielipehr zugleich deu allererheblu^steurJ^nt^ 
lastungsbeweis enthält Denn über die Erheblichkeit der m Gasuoh 
mitgetheilten Thatsachen wird auch wohl der Herr öberstaatsauivalt 
nicht im Zweifel sein köni^u» denn wenn es wahr ist, dass fiUe die 
Thatsachen, welche d^jj Grafeu/Aruim jetzt zum Laud«ßverrätber stem- 
peln sollen, seit länger als 3 Jahren S. M. unserem AUergnädi^sten 
Kaiser, dem Beichskanzler, dem deutschen Auswärtigen: Amt^.ßämmt- 
lich ,bek^nnt gewesen >md, — wew es iferner ^ahr ist, ds^ss d.^sr wa^z 
die Anklage dem Herrn Grafen vorwirft, jia^h. flem, was HerriThiers 
bekunden wird,^ vollständig unrichtig ist, — wenaes endlloh wahr.i3t, 
dass eine Darstellung jener Thatumstlade, bezüglich deren, b^te,/ naoh 
3 Jahren die groase Entdeckung des. Landesyerrat^es .g^hiaeht wird, 
— wenn, sage ich, eine^ solche. Xlai^stellung, ^taitoefundeft hat, auf 
Wunsch des Grafen Arniru, df|r sieinerseits BeschwpHoe über den.Bfichs- 
kanzler führte 'unter dien Augen des höichsten ^irdi^^hen Sichters, der 
über den Grafen urtheilen kann, n^naUcb untei^i den Augen ',S. M* 
des Kaisers, dann ra. Hm werdeu Sie ^^och.,.iiicht «bestreiten; k)5pwe$v' 
dass dfer auf alle, diese. Punkte sfch ersto^ckende<¥ntiaaturigsbeweia: 
von einiger Erheblichkeit sein dürfte, De^n d^nur m. H., isjb einis 
Verurtheilung des Grafen Arnim unmöglich. Oder wird Jemand wa- 
gen können, auszusprechen, dass Graf Arnim wegen Landesverrath 
verurtheilt werden könnte auf Grund der Thatsachen, wegen deren 
ihn S. M. der Kaiser gerechtfertigt erfunden hat. Aber noch mehr, 
m. H., der Herr Graf von Arnim beruft sich zu seiner Entlastung 
auf Zeugniss und Gutachten des Reichskanzlers. Die Erheblichkeit 
dieses Antrages brauche ich nicht weiter auszuführen. Ich beantrage 
hiernach die volle Erhebung des angetretenen Entlastungsbeweises und 
selbstverständlich Hinausschiebung des Termins mit weiter Frist.» 

Der Ober-Staatsanwalt bemerkt hierauf: «Die Erhebung des 
Beweises insbesondere durch Vernehmung des Herrn Thiers sei gar 
nicht ausführbar, wenn sich Herrn Thiers nicht vernehmen lassen wolle.» 
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Bechtsanwalt Mankel replicirt hierauf, dass vom Gericht doch 
jedenfalls der Yersnch gemacht werden müsse, ob Herrn Thiers sich 
nicht Ternehmen lassen werde. Er, der Vertheidiger, glaube aller- 
dings, dass Herr Thiers sich dieser Yernehmung nicht entziehen werde. 
üebrigens sei auch notorisch, dass Qraf Arnim leidend sei, und also 
ohne Gefährdung seiner Gesundheit sich der Beise hierher nicht habe 
unterziehet können. Er, der Vertheidiger, habe den Grafen in Florenz 
besucht, und könne dies aus eigener Anschauung bestätigen, üebri- 
gens mflsse eine Prorogation des li^ermins schon desshalb erfolgen, 
weil der Verleger der Broschüre «?ro Nihilo», den er vertrete, nicht 
zum Termine geladen sei. 

Beditsanwält Dh Ouenst^dt: «Ich hoffe, dass der Herr Ober- 
staatsanwalt sich auch mit Bücksicfat auf den Theil der Anklage, der 
die Broschüre «Pf Nihilo» betrifft, und den in diesem Punkte an- 
getretenen Beweis dem Prorogationsgesuche noch anschliessen wird. 
Die Anklage muss dem Herrn Grafen in Betreff dieser Broschüre 
die Autorschaft nach preisen. Sie basirt in diesem Punkte wesent- 
lich auf dem Zeugnisse eines gewissen Büchhandlungs- Volontärs 
Matthiae.» 

Der Präsident nnterbricht den Vertheidiger Init der Bemerkung : 
er dürfe nicht auf das Materielle der Anklagte iähgehen. 

Beehtsanwalt Dr. Quenstedt: 

«Herr Präsident, ich begründe das Prorogationsgesuch meines 
KUenteu; (Fortfahrend.) Der H^rr Graf von Arnim behauptet, dass 
dieeer Hehr Matthiae^ einen Meineid geleistet hat. £!r giebt Beweis- 
mittel an, welche diie volle ünglaubwürdigkeit dieses Zeugen dar- 
thun werden. Wenn diese Beweise nicht erhoben würden, so könnte 
das Besultat das seiiii dass Graf Arnim anf Grund der falschen Aus- 
sage eines memeidigen Zeugen verärtfaeilt würde.» 

Der Gerichtehof beschliesst hierauf naäi'lVj-ötüüdiger Beräthung 
zunächst Prorogation deis Terminö bis 5. October d. j., sowie die Vor- 
ladung des ehemaligen Präsidenten der französischen Bepublik Herrn 
Adolphe Thiers, der Ghifbn Bas^enheim und Hompesch, lehnt dagegen 
die Vernehmung des Btichskanzlers und des Verlegers der Broschüre 
«Pro Nihilo» — Schabelitz — ab. 
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Mpn Princ/s! 



J'ai re^. la eontmiutlcatiöii ptfr laqaeile ymime faites riK>nneur 
de m'aDiioncer que je sm appAM^ä il4p(»^r dans le proces intent^ ä 
M. le comte d' Arnim. ., . 

Respectueux des devofrs imposfe ä.' lout citoyen envers la justice 
nationale Qu ^jkrangere^ je me GTeraid tend^ ä Tappel de la justice 
prussienne,^ ■. ai ellje a vait. : cm deyoir recourir i mon t^o^oignage dans 
le proces dont il 3'agit. Mais^ eile ne requiert.pas njon t^moignage, 
et se bprme k me faire part du, d^ir de M, le comte d'Arnim. Je 
seraijs n^aümoins pret ä niß reodre h m d^ir, . si je connaisaais quel- 
que fait de fiajture a int^esser la däfensQ de .M* le comte d* Arnim 
et doi^t je.pusfö t<§moigxier comme t^moin suffisamment informö. Or, 
je d^clare ne rien saToir> .^n derhors de qe qu'ont rapport^ les feuilles 
publiquea, abeol^TOientyrien.dant.je pmasjBioyalement d^pofier. Toute- 
fois». si : JM[. le cojiite d' Arnim, a^ul jug^ .de ce' q^i mt^esse sa defense, 
TWiMen-me faire adt^sserid^s queatiDns au moyea, «wrersellettfent 
en usage, d'une commission rogatoire, je m'empresserai.de r^pondte 
i cto questions «n toute ^eörit^- ^^ i . • 

Ree^vez;' mon Prineej l'assuranoe* demar häute et affeotuense 
c6nsidÄratk)n.:- ' • ' ,'; ^ : ,ir : ' 

:aö-jiiiUefl?866. -'io '-./■. " :■■ :.' ._ / - ^^^v- * •.• • • ■ 
Paris. . :• -: -• • A/^Mm. 

k son Excellence Monsieur le Prince de Heiienlohe^ Ambassadeur 
d'AUemagne ä Paris. 
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V. 



Berlin, den 28. August 1876. 
lu ä^r llnterattctongsBac^ >d^^ T^oaiAnam Wegen 

I. üntet Berugnatime'auf dte hohe VerfögoßgviMn 26. Juli er. 
und die durch dieselbe mitgetheilte aüsdrttohlid)6( Erklärung des Eerm 
Thiers, dato er bereit sei,. sich vemehmeu zu lassen, ' 
' den flirrn A. TÜierö-über die iA den diesseftigen Anfcitgen vom 
4.; 9. und 11 . Mai d. J. in dessen WissiBUschaft^g^sterllte^ Behauptungen 
als Zeugen und eveht. Sacl^erständigeid coümiissariseh'in Genä^ 
der gesetzlichen Bestimmungen durch die znstäudigtd frauEostsehe Oe- 
richtsbeh^rde im Wege derBequisittoti vemebioäu zu lassen, die letz- 
tere auch zugleich zu- iötsu(*itii * deW Herrn AAgeMagten^ so^ den 
unterzeidineten Yertheidigern den. Vemehmüfigstern^ifi dergestalt recht- 
zeitig bekamnt zu machen, däss derselbe diesseits wafarg^ömmen 
Werdentahn. ; i« . .- 

IL Ferner bitten wir uns, eve&t. auf unsere>Eosteii, Abschrift 
der s&mtntlichen Beilagen der üntersußhuagsadteui auf welche die An- 
klage Bezug nimmt, zu ertheüen, da ohne die Eenntniss jehtor die 
letztere nicht verständlich, geschweige denn eine ersebopftode Yor- 
bereitung dcrf Yertheidigung möglich ist. 

An das Konigl Kammergericht, ./) ' ^ .< 

Ürtheils-Senat für Staats -Ver- . i . 

brechen, hier. 
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i''\/\ /Tili! ;.' • •. '[l)[,- :.•;-,:: ./ct;- •,:...,' ;• .■ . 

^ .' Beriili, äen 9. September 1876. 



' Königlichös Kammergericht« - ./. 
Ürtheils-Senat für StaaieTerbreehea. 

Auf Ihre Eingabe iotn 28. v. M. in der Uhtersuchüngssafche 
wider den. Grafen Harry von Arnim wegen Landesverraths * gereicht 
Ihnen zum Bescheide, dass die Beschln^snahme über die beantragte 
coimtaissarische Vernehmung de^ Herrn Thiers der Audienzverhandlung 
am 5. Octoberd. J. vorbehalten bleiben muss, dass auch dem Antrage 
auf Abschriftsertheüung von sämmtlichen in der Anklage in Bezug 
genommenen Beilagen der Untersuchungsacten in dieser Allgemeinheit 
um so weniger stattgiBgeben werden kann, als die in Bezug genommenen 
Schriftstücke, grösstentbeils schon aus einer fi^üher^n Untersuchung 
gegen den Angeklagten diesem uild der Yärtheidigung bekannt sind. 

Schevske. 
An die Herren Rechts-Änwälte 
t)r. Quenstedt und Münkel, ... 

zu Händen des Erstören, hier. 
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VII. 



An^das Königl. I^ip^tgericht in Berlin. 

Nach der Anklageschrift, dnrch welche der Graf Harry Arnim von 
des Landesverraths beschuldigt wird, hat der Bochhandlungs- Volontär 
Ernst Matthise ausgesagt, dass ein Theil des Manuscriptes der Bro- 
schüre « Pro Nihilo » dem Inhaber des Yerlagsmagazins zu Zürich — 
Herrn Schabelitz — übergeben worden sei, — von einem Manne, als 
welchen er mich. erkannt habe. . 

Ich erkläre in Betreff dieser Aussage an Eidesstatt, dass ich von 
der Broschüre «Pro. Nihilo» erst Kenntnisa erhalten habe, ^nachdem 
sie im. Buchhandel erschienen war, dass mir. der Herr Graf Amiui 
fast gar nicht bekannt ist, dass ich im Herrn Schabelitz nie gesehen 
habe, und dass ich demselben wAler ein Manuscript, noch irgend ein 
Paket oder Brief überreicht, überbracht, übersandt , ha*e, auch nie 
durch irgend Jemand habe überbringen oder übersenden lassen, noch 
von irgend Jemand aufgefordert worden bin, solches zu thun. 

Die Anklageschrift sagt ferner: «Dass ich bekannt sei als einer 
der thätigsten Förderer der ultramontanen Zwecken seiner Zeit. die- 
nenden ,Correspondance de Geneve'. » — Da die Erwähnung dieses 
offenbar an und für sich gleichgiltigen Umstandes dazu dienen soll, 
die M^nijng zu erwecken, dass die Broschüre « Pro Nihilo » geschrieben 
worden ist, um ultramontanen Zwecken zu dienen, und dass der Graf 
Arnim Mitglied einer solchen Zwecken dienendep Verbindung sei, so er- 
kläre ich hierdurch an Eidesstatt, dass ich allerdings katholisi^her 
Confession bin, niemals jedoch die < Correspondance de Geneve» in 
irgend einer Weise gefördert habe und mich kaum erinnere, dieselbe 
jemals gelesen zu haben. 

Luzern, den 11. September 1876. 

(sign^) Heinrich Graf Hompesch-BoUheim. 

Echtheit bezeugt. 
Luzern, den^l. September 1876. 
(L. S.) (signö) J, Meyer, Obergerichtskanzlist. 

Der Graf Waldbott-Bassenheim hat eine mit der vorstehenden 
des Grafen Hompescb in allen Punkten übereinstimmende Erklärung 
dem Staatsgerichtshof zugehen lassen. 

Es scheinen somit sämmtliche Behauptungen der Staatsanwaltschaf t, 
die beweisen sollen, dass Graf Arnim der Autor von « Pro Nihilo » sei, 
in sich selbst zusammenzufallen. 
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VIIL 



Erklärung, 

Der , Erns|i Matthiae hat vor dem Untersuchungsrichter des 
königlich preussischen 3^a|^g<^iicht8h(>fes eidlich ausgesagt: 

1) Dass er als «Buchhandlungsvolontär» in meinen Diensten 
das Manuscript der Schrift «Pro Nihilo» seit Mitte August 1875 
längere Zeit hindurch bis zur Fertigstellung des Druckes in Händen • 
and vor Augen gehabt habe; 

2) Dass die Handschrift des Manuscriptes stets dieselbe gewesen 
sei in den einzelnen Blättern des Manuscriptes sowohl, als* aach in 
den Correcturen; 

3) Dass Anfangs October die erste aus 5000 Exemplaren be- 
stehende Auflage vergriffen gewesen sei; 

4) Dass von der zweiten Auflage lOOO Exemplare an Graf 
Arnim nach Vevey geschickt worden seien; 

5) Dass 5 Auflagen von 10,800 Exemplaren gefertigt worden 
seien ; 

6) Dass während des Druckes der verschiedenen Auflagen viel- 
fache Telegramme zwischen Vevey und dem Yerlagsmagazin gewechselt 
worden seien. 

In Bezug auf diese Aussagen des ehemaligen Setzerlehrlings 
Ernst Matthiaa erkläre ich und versichere an Eidesstatt: 

ad 1. Dass der Matthiae bei dem Druck des Manuscriptes der 
Schrift «Pro Nihilo» nicht beschäftigt gewesen, dasselbe auch wahr- 
scheinlich weder in Händen noch vor Augen gehabt hat, dass seine 
Aussage aber unter allen umständen desswegen falsch ist, weil mir 
selbst das Manuscript erst in der zweiten Hälfte des Monats September 
zugegangen ist. 

ad 2. Die Handschrift des Manuscriptes war nicht stets dieselbe. 
Das Manuscript war vielmehr unzweifelhaft von mehreren Personen 
geschrieben. 

ad 3. Die betreffende Schrift ist erst im November erschienen, 
hat also nicht im October vergriffen sein können. 

ad 4. Ich habe nicht 1000 Exemplare an den Grafen Arnim 
nach Vevey geschickt, überhaupt von demselben nie ein Telegramm 
aus Vevey oder aus irgend einem anderen Orte erhalten. 
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ad 5. Es sind im Ganzen nicht 5, sondern bloss 3 Auflagen 
gemacht worden, die dritte tmd letzte erst im Monat December, als 
Matthise gar nicht mehr in meinem Geschäfte sich befand. 

ad 6. Es ist nicht richtig, dass während des Druckes viele Tele- 
gramme zwischen Vevey und dem Verlagsmagazin gewechselt worden 
seien. Telegramme in Bezug auf die Brosöhüre habe ich aus allen 
Ländern und Städten erhalten. 

Sämmtliche Aussagen des Ernst Matthise sind daher falsch und 
ich bedauere, dass derselbe verl#feji forden ist, falsche Aussagen zu 
machen und zu beschwören. 

Zürich, den 15. September 1876: 

. ■: (signö) J. Schabelitz. 

Nr. '2012. Die Aechtheit der Unterschrift des ^errn J. Schabelitz 
bezeugt Der Stadtajnmaxm: (sign6) Päsi. 

(Ii, S.) Zürich, den 15. Septembär ISVÖ. 



\ 
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An ein Königliches Eammergßrieht; -^ 
> / i . ürt3ietils«Seti8t f ar StaatsverteeolieB, : > 

. ': . :.v.- .^a." . . ■ . ' . . •'!. ' : •;. i^ ^ • ■ ■: • Wer.. 

In der üntersuchungssache wid^r dea Grafen Harry von Arnim 

: ' ' Iregen Lahdesverratlis 

beehren ^ir uns,! «indm Königlichen Kamme/g&richt in der Anlage ein 
Attest dee Di:. Henry Lippert, d. d*. Oüchy, Beau Bivage, den 23. 
September 1876, ganz gehorsamst zu überreichen, ans welchem sich 
ergibt -r- was übiigenis durch das bereits überreichte Attest des Herrn 
Gdi.EathsDr.Limaqn vom 28. Juni or. ebenfalls . dotiunpientirt ist — 
dags Jäich der. Herr Angeklagte ausser Stande befindet, jetzt und in 
den Wintermonaten eine Beise nach; Berlin zu unternehmen, mithin 
den auf den 5. kiM. anberaumten Termin nicht wahrnehmen kann. 
Sollte es einer nochmaligen gerichtsärztlichen Bestätigung dieser schon 
wiederholt^ «onstatirteh Thatsatshfe bedürfen, so ist der Herr Graf einer 
von Gerichtswegen anzuordnenden üntersut^hung «ich zu unterziehen 
böieitwi •/. r-i--»j\" ,• ■ ; .' •» ..;.".... 

Falls daher der hohe Staatsgerichtshof schlüssig werden sollte, 

den von Ulis (• unter dem 28. September er.: erhobenen Einwand der 

Nichtzuständigkeit zu verwerfen, so bitteü wir eventuell gehorsamst : 

nrDen auf nden 5.. Octöber er. anberaumten Termin aufheben und 

einen neuen nicht vor dem Juni nächsten Jahres anberaumen zu wollen. 

Dieser gehorsamst geteilte Antrag wird auch nocb anderweitig 
dürcb die iiaohsteheiiden, von uns event zur Sache gestellten Anträge 
motivirt: 

1) IHe "Anklage behauptet, dass der Heit' Angeklagte es durch 
vorsätzliche Handlungen verschuldete, dasls 4ie Convention zwischen dem 
dentschen^Beiahe und Frankreich wenige vortheilhaft für das erstere 
abgeschlossen sei, als es ohne dies hätte geschehen können. 

Dbgeefeit stellt der Herr Angeklagpte dlie Behauptung auf, 
dass 4ie86 Wii^lung, wenn sie« überhaupt eisgetreten ist, nicht 
auf eeineiBi^ «oiidiBrn auf ^em Yerschuldeti Sr» iDurchlaucht des 
Herrn Fürsten Bismarek beruht. Er behauptet, dass der 
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Herr Fürst, während seiner, des Herrn Angeklagten, 
Unterhandlungen mit Herrn Thiers, hinter seinem 
Säcken durch den Herrn Generalfeldmarschall von 
Manteuffel Excellenz der französischen Begiernng 
andere, fOr dieselbe vortlieilhaftere Bedingungen hat 
anbieten lassen, als welche zu offeriren der Herr An- 
geklagte amtlich ermächtigt war. 

Der Herr Angeklagte will diese Behauptungen erweise, ab- 
gesehen von dem bereits angerufenen Zengniss des Herrn Thiers: 
a) durch die gesammte briefliche und telegraphische Correspon- 
denz, welche zwischen ihm und dem Fürsten Reichskanzler 
bezüglich der am 15. März 1873 abgeschlossenen Convention 
gewechselt ist; 
6y durch die gesammte Corcee^ondenz zwischen dem Fürsten 
von Bismarck und dem Hauptquartier in Nancy bezüglich 
desselben Gegenstandes. 
Insbesondere wei*den von Wichtigkeit sein; 

a) die Berichte des Generate von Manteuffel an den Fürsten 
von Bismarck, in welchen jener anzeigt, dass der Graf 
von St. Yallier at^^efragt habe, ob man ^deutscherseits 
zu neuen Unterhandlungen üb^r die Bäuinusg der 4 
Depgurtements geneigt sei; 

b) die Antwort des Fürsten Bismarck auf diesen Bericht; 

c) der Erlass des Herrn ßeicfaskanzlers voin 8. März 1873, 
mit welchem er den Gonventiondentwutf dem Haupt- 
quartier mittheilte; 

d) die Antwort des Generals von Manteuffel auf diesem 
Erlass; 

e) der Bericht event. Telegramm des G^erals an den 
Beichskanzler vom 9. März 1873: 

f) das Zwischentelegramm des Beichskanzlers vom 10. 
März 1&73; 

g) das Telegramm des Generals an. den Beichskanzler vom 
11. März 1873; 

h) der Beficht des Herrn Angeklagten an dto Beichekanzler 
vom 22. Februar 1873. 
Wir bitten gehorsamst, diese gesammte Gorrespond^z im Audienz- 
termin zum Zweck des Beweises verlesen zu lassen, ims auch Abselirift 
davon zu ertheilen. 

Der Herr Angeklagte beruft sich ferner auf die Zeugnisse: 

c) des Generalfeldmarschalls von Manteuffel Eicellenz, welcher 
inabesondere die Aechtheit der von ihm voUzogenäa Schrift* 
stücke bestätigen wird; 

d) des Herrn Beichskanzlers Fürsten von ffisnarck Dnrphlaucht, 
welcher speciell bekunden muss, dass der Herr Angeklagte 
ihm in keinem Berichte oder sonst von Sebwinrigkeiten etwas 
gemeldet, auf welche er in Paris gestoesen sei; .^.. . 
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e) des Herrn Grafen von St Yalli^iv welcher Iranz98i$ctorseits 
ijdie Untoth$n(|lnQg^ Olifrt 4e«i HafKptqniDrtier ztt Nancy ge* 
. .'ifWirt-hait . ■■ .^■■. • iN-rv-.. ' i \ , ; .- . 

2) Die Anlage behaqj^t«! in ibfep ersten Thdl, dass die In- 
struction des Fürsten Reichskanzlers Nr. 175 vom.:8ft. December 1873 
bis lA^i^Mt YeröflentUoteng 4ilf eb die 8(flirift «Pro Nihilo» def fran- 
ztaisehea BegieMuDg nnbeton^t^geiviesen aei. i ' . ..t. 

; JSl^r.^i&nsSnaclie-JlIiüisfiar des Attswftttigen, Duo de.Dtoizes, 
wird bekunden, dass sie ihm ia ieiber ainüicbeii Eigenschaft llngst 
vorher bekannt gewesen. . . . . > ., 

8) Dasselbe behauptet die Anklagte' hinsichtlich' der den Fall 
Duchesfie betreffenden Instruction. 

Der Duc de D^azes und der damalige französische Fölizeipräfect 
Mr. LÄofn Renault werden auch hier das Gegentheil bezeugen. 

4) Die Anklage behauptet die ünbekanntschaft der französischen 
Eegiernng damit, dass zwischen den Gabinetten von Wien, Petersburg 
und Rom Verabredungen stattgefunden haben behufs Herbeiführung 
einer Einigung über den Zeitpunkt der Anerkennung des Märschalls 
Mac Mahon. 

Der derzeitige Minister der Auswärtigen Angelegenheiten zu 
Paris, Duc de Broglie, wird bezeugen, dass die französische Regierung 
hierYon schon im Mai und Juni 1873 Yollständig unterrichtet war und 
aus der Schrift c Pro Nihilo > nichts Neues «rfahren hat. Auch wird 
der Duc äe Broglie bezeugen,^ dass er vollständig davon unterrichtet 
gewesen ist, dass * die Grundsätze des Fürsten Bismarck über die 
Regierungsform in Frankreich sich in der Zeit vom 20. Mai bis 13. 
Juni nicht geändert hatten, so dass er durch die Veröffentlichung des 
Erlasses vom 19« Juni 1873, aus welchem dieses hervorgehen soll, 
nichts Neues erfahren hat. 

5) Wir beehren uns femer, zwei eidesstattliche Zeugnisse des 
Grafen Hompesch und des Verlagsbuchhändlers Schabelitz zu über- 
reichen mit der Bitte, die beiden genannten Herren über die Richtig- 
keit des Inhalts derselben —- den wir zum integrirenden Theil der 
Eingabe machen — als Zeugen zu hören. Es ergiebt sich daraus die 
völlige ünglaubwürdigkeit des Anklagezeugen Volontärs Matthiae. 

6) Der Herr Angeklagte protestirt endlich gegen das sach- 
verständige Gutachten des Geh. Legatiousrath Wilke, weil derselbe in 
der gegen den Herrn Angeklagten schwebenden Disciplinarsache als 
Staatsanwalt fungirt hat und somit zu besorgen ist, dass ihm die 
nöthige Unbefangenheit zur Abgabe eines Gutachtens fehle. 

Er stellt hiegegen überall als Gegensachverstän- 
digen den Herrn Reichskanzler Fürsten von Bismarck 
auf, dem heben hervorragend sachverständiger Kennt- 
niss auch der Umstand zur Seite steht, dass er über 
jeden Verdacht der Parteinahme für den Herrn Angeklagten 
erhaben ist. 
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Wir bitteii gehbiisaitngte'ji''^ - '^ ^i* < ^* '■■'■ -: 
' / dlö lauditt^ri iZei^e«if 'kir iAudiwJ eA laicleü, beziehentlich 
soweit es sich um französische Staatsao^eh^rig^i handelt,, 
• = d«re%iVerMhill%i]^ ddtchieläi^^()fAniisSiö tt^atoiire »herbei- 

1 Da die ErHebli'dhyit- der 'gcrstellt^ tmiMiSt^i'iikmTif Zweifel^^ein 
dürfte und ihre Erledigung^ get^titte Z^' iil i^&prttOh^:tiehm 
so Wirt'. aö^'hiea:dtftf5h''dör Antrag attf Veifeguiig deg'flBkmifife vom 
5 Octbteir br. g^iächtferigti-eiwbBiü6Ä. i^ •'' ei- - i:L .[.iüu;;' ' 

. .; Berlin,, den .3§. Seütemb^ij ,1876, .. , ^. ' ,, ' /y . ' "' ^ 

' \;w....M^akel, , ,. . ^ ..;[,-;,. :-r. vi. i,;-:. ^'.:,I)r,'|^uen^tedti| 
Kecl^tsanwalt. :^,,. . .. ,. j ; • V ^j. Vj )J?ecl^^sianwa)tt.. ; 
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X. 



Zu den üntersuchangs- Acten 

;•'••* ':'/■■ /" -wider • ["'•"'''■ ;•■ 

den wirklichen Geheimerath Grafen von Ai;njim . 

'.^Excellehz:'-'- ''-."''; ' \ ••-• ' 
bitten wir, Namens des Herrn Angeklagten^ femer gehorsamst: 

zu einem neu aozuberaumendeif Audien^termine Torzoladen: 

1) als Sachverständigen Se. Excellepx den Herrn Staitsminister Frei- 
hQrm Von Schleinitz. hierselbst^ welchen d^r Herr Angeschuldigte 
an Stelle des Herrn Geheimen Leg^tions-Käths .Wilke J^eneniit, 
indem er die Berufung auf den Herrn Reichskanzler Pursten von 
Bismarck Durchlaucht auf dessen Zeugniss beschränkt, sichevent. 
vorbehaltend^ auf sein Gutachten z^...recurriren.. . 

2) als Zeugen Se. Excellenz den "franzötsischen Botschafter Vicomte 
Gontaud-Biron hierselbat, welcher bekunden soll, 4^ss der .Fflrst 
Bismarck am 11. März Abends, oder am 12. zu ii\p;i; gekommen 
ist und ihm angeboten hat: Verdunfür Beli*ort' za /substi- 
tuiren, obwohl der Eeichskanzler wusste, dass HerrThiers 
überhaupt nie' Schwierigkeiten dagegen erhoben hatte, dass wir 
Beifort bis zum 5. September 1873 ^behalten sollten, und obwohl 
Herr Thiers noch am 11. März in einem an den Feldmarschall 
Freiherrn von Manteuffel gerichteten Telegramm sich bereit er- 
klärt hatte, die in dem von Nancy her ihm bekannt gewordenen 
Conventions-Entwürfe enthaltenen Bedingungen, mithin auch die 
Occupation von Beifort bis zum fünften oder gar bis zum fünf- 
zehnten September annehmen zu wollen, und obwohl der Fürst 
Bismarck das Telegramm kannte, als er sich zu dem französischen 
Botschafter begab. 

Berlin, den 30. September 1876. 

Bechtsanwalt Bechtsanwalt 

MunkeL Quenstedt. 
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XL 



Monsieur ! 



Je r^ponds aux nouvelles quegtions qae vous m'adressez rela- 
tivement aux nögpciations qul s'jöngagörent en 1873.pour J'^vacuation 
du territoire fraD[9als. 

Gomme je voüs Tai d^jä dif, il m*est impossible ä la distance 
oü nous sommes des ^yenements de cette 4poque de me rappeler Fordre 
pr&is dans lequel se succöderent vos Communications et mon regret- 
table ami, Mr. de Remusat, qui les recevait, aurait pu seul r6pondre 
sur ce sujet avec une entii§re oertitude/^ 

Pour ce. qui me conceme,.je me rappelle posilivem^nt que des 
nos prettders entretiens les difflcult6s de la nögociation furent complete- 
melit' äbordöes de part et d*autre; qu'ä Wgard de Beifort notamment 
qu'il s'agissait de faire ranger dans les territoires qui seraient les Pre- 
miers 6vacu6s, vous me döclarätes n'avoir pas les pouvoirs n^cessaires 
poär me donner satisfaction'ät.cet 6gard, et que la nßgociation ayant 
6t6 depuis transportö ä Berlin, c'est lä que ce point fut discutö et rögle 
d'une'maniete definitive. 

Becevez« Monsieur, Tass^urance de mes plus distingu^ sentiments. 

(sign6) Thiers. 

Paris, le 30 Septembjre 1876. 
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An Ein Königliches Eammergericht 
TJrtheilssenat für Staatsverbrechen Wer. 

In der Ünterdnchung98ache . 

wider 

den Qrafen Harry voti Arnim wegen Landes¥erraths 

beehren wir uns, Einem Königlichen Kammergericht in dex" Beilage 
ein Schreiben des Herrn Adolf Thiers urschriftlich und in Uebersetzung 
ganz gehorsamst zu fib&rreichen. 

Aus demselben ergiebt sich, dass der Herr Graf von Arnim 
Herrn Thiers nie in Zweifel darüber gelassen hat, dass er ihm in 
Bezug auf Beifort keine Concessionen machen könne, dass vielmehr 
Herr TUers diese Concessionen nur in Berlin zu erreichen ver- 
mocht hat. 

Wir bemerken hierbei, dass Herr Thiers sich irrt, oder sich 
unklar ausgedrückt hat, wenn er in seinem Schreiben sagt, dass Herr 
von Bemusat Mittheilungen erhalten habe — (qu'iU recevait des com- 
munications)^ — ... 

Von dem Herrn Grafen von Arnim hat der genannte damalige 
Minister des Herrn Thiers keine Mittheilungen erhalten, da der Bot- 
schafter im Anfange der Unterhandlungen auf den Wunsch des Präsi- 
denten nur mit Letzterem unterhandelt hat. Ob Herr Thiers von 
denjenigen Mittheilungen, welcjie der Botschafter ihm machte, Herrn 
von Bemusat offiziell Kenntniss gegeben hat, können wir nicht wIssbd. 

Da über diesen Punkt Zweifel entstehen köanten, beantragen 
wir aufs Neue, dei^ Herrn A.. Thiers in Paris durch Keqiiisition — 
commission rogatoire — behufs Auficlärung. desselben vernehmen 
zu lassen. , ( . 1 .. 

Berlm d^n 5. Öctob^r i6<^6- ... 
Munkel, ' ! . Dr. Quenstedl, 

Rechtsanwalt. ■"'. ' Bechtöanwalt. 
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Zengenanssage des Obersten von der Rnrg. 

Zeuge Oberst von der.Borg sagt aitis: 

Ich war vom Herbst 1871 bis zum Schloss der Occupation 
Herbst 1873 Chef i6^ GeÄeralstabes der defutsfehen Occupationsarmee 
in Frankreich. Ich will hier vorweg bemerken, dass die Stellung des 
Höchstkommandirenden dieser Occupationsarmee eine nicht bloss mili- { 
tärische, sohdörn zugkich politische und< da^s .ihr demgemäss, ausser 
dem militärischen, auch ein sozusagen politischer , Stab in der Person 
des örafen Kadolinski beigegeben war. 

Schon Februar 1873 war im Hauptqüartiei'' durch -Veratilassung 
des damaligen Präsideuten Thiers durch den frailzööibchcin'Bfev'öllmäch- 
tigten Grafen St. Valliers angefragt : ob nicht eine beschleunigte Käu- 
mung Frankreichs anzubahnen und zu erzielen sei. Es wurde in Folge 
dessen vopa deutschen Hauptquartier diese Anfrage an's hiesige Aus- 
wärtige Amt berichtet, und von Letzterem Anfangs März' dem deut- 
schen Hauptquartier mitgetheilt: dass die deutsche Regierung gemäss 
Befehl S. M. des Kaisers zu Unterhandlungen auf der Basis bereit sei, 
welche die vorerwähnte Anfrage d6s Präsidenten Thiers durch St. Val- 
lier vom 23. Februar 1873 anbahne, sowie dasö demgemäs offlcielle 
Unterhandlungen durch dea Botschafter Grafen Arnim in Paris ange- 
knüpft werden würden. Der ÜmstanÜ,' dass Ttiers statt ohnö Weiteres 
mit seiner Abfrage an Arnim sich zu wenden, beikn" Hauptquartier 
anfrugj erregte selbstverständlich iix uns den Verdacht*), dass Thiers 
dem deutschen Botschafter'misstraue, ein Verflacht, der sich uns später 
durch Depeschen und Briefe v6n' Thiers' £^n 'St. Vallier, die uüs zur 
Einsicbt vorgelegt wurden, bestätigte.. 

Nunmehr übersaudte, uns der Eöichskanzler am 3. März 1873 
den Entwurf der neuen Convention mit der Präge, ob militärische 
Bedenken gegen den Entwurf sprächen, nnd mit dem Bemerken, dass 
dieser Entwurf auch. Arnim zugehen werde. St. Vallier wurde durch 
uns vertraiilich mit den Orundzügen dieses Entwurfs im Allgemeinen 
bekannt gemächt und erklärte : dass derselbe anf Schwierigkeiten nicht 
stossen werde, was wir nach Berlin unter dem Hinzufügen meldeten, 
die militärischen Interessen seien durch den Entwurf gewahrt. So 
standen die Sachen nach unserer begründeten Auffassung ohne Schwierig- 
keiten, als der Beichskanzler uns am 8. März 1873 mittheilte, Arnim 
melde Schwierigkeiten aus Paris und mache, ohne dort verhandelt zu 

*) Aus dem bei Gelegenheit des ersten Processes veröffentlichten Berichte 
des Grafen Arnim vom 7. Februar ergibt sieb, dass zu diesem Verdacht kein 
Grund vorlag. 
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haben andere, unannehmbare Propositionen, resp. schlage unannehm- 
bare Concessionen vor. 

Gleichzeitig wurde uns anheim gegeben, nochmals mit St. Yallier 
die Sache zu besprechen und zu ermitteln, wo die Schwierigkeiten 
lägen. 

Demgemäss theilten wir am 9. März 1873 früh den Entwurf St. 
Vallier in seiner ganzen Gestalt vertraulich mit. Wir erhielten die Er- 
klärung: Thiers werde diese Bedingungen vermuthlich zweifels- 
ohne annehmen.' Dies meldeten r w|r, am 9. März dem Reichskanzler 
mit dem Bemerken telegraphisdhpThiers werde unseres Erachtens, 
beim l^esthalten unserer Bedingungen, dieselben acceptiren. 

Auf ein Zwischentelegramm des Reichskanzlers vom 10. März 
batea wiriidfii<sXietzteiBa;dtafVvnoch^tedie^4^ /Keine .Gooi^ssionen 

mehr ZU/ iDaebe%ibis.iait^oii aiUft^i^am an .SL^.Yi^Ukr auf dedsen 
Bnef undoBeia(iht(äus^di3m'Batj»tquartiet:an.Tbier^ ^eingeiroßeiat. sei. 
Nachdeim. Äbobam llaMirz ein Brief TomlÖ. März das üntörstaats- 
secretalrä j^caiiusat aus Paris! in Han^y eingetroffen wair«. Inhalts dessen 
noch aniv.l'O.iman.dopfc am Gelingen deir ünterhandlungeü nicht zwei- 
felte« tekgrapliirteh wir > am ' 11; dem :Auswärtige& Amt Folgendes 
nach BerMn: ; j^ . \ ■. ^ • 

«Thiers hat heute früh St. Vallier's: Bericht. erhalten und ihm 
. « 2) .Telegramme geschickt» die mit. «Post abgehen; Hauptinhalt: 
«elr hat das Prbjeet vom 3. März c. erst dur^ St. . Yallier kennen 
«gelernt^ er hätte« üieht wisfisend, däas Durchlaucht einen Entwnrf 
« aufgeisetzt, selbst «inen g^natsht, an Ara^u gegeben, und an 
< Gofttaud^eschickt. Xhiers nimmt dies^ z^rAck und bittet Gontaud, 
«hiervon zu-benadiiiGhtigeni Er a^tomict auch, in Berlin, siu er- 
€ klären, dasa er den Entwurf vx)m 3. Iklärz mit nachstehenden 
« Modificationen acceptirt. : Fixation der Besatzungsstärke vi>n Bei- 
« fai*t, dessen Räumung- 10 Tage nadh Bezahlung; Räümutig der 4 
«Departemente 14 Tage nach Bezahlung. , St Yallier: betrachtet 
« die Saehe alsAcHedigt, w^m Durchlaucht :Graf Ariiün: befehlen, 
«den Entwurf. vom 3. Mär2 mit dem Zusätze vorznldgen, dass die 
«B^s^tzufigsstärkd in Bellort verbleibt, dass dieses 14 Tage nach 
«letzter Bezahlung geräuoii wird. Die 14 Tage statt 10 und die 
« Btäibehaltüng . von: 4 Wochiin fäi: die 4 Departements will St. 
« Vadlier bei! ^Thie^ diuöhsetzen.r Jetzige Besatzungsstärke genügt. » ^ 
Ich bin 'übei-zeugt,. dals .tiodi bis. zum 14. März die Substitution 
Verdun'&für Beifort, dem Grafen St. Vallier ebensK) wie der Pariser 
Regierung etwas bis dahin Neues und Unerwartetes war^ und dass 
bis dahii) die Occupatibn Belfort's im Auge gehalten war, womit ich 
eben sagen willv dassi Thiers, durch dfe Zdgerungen und das vorschrifts- 
widrige Yierüahren Arnim*s Zeit tmd Gelegenheit fand, von der ur- 
sprüngMch conditio sine qua non betrachteten Occupaüon Belfbrts abzu- 
gebn und statt ihrer, natürlich im Interesse seines Landes, eine andere 
Basis der Verhandlung^^ unterzuschieben-. 
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Nachdem der hohe Staats^erichtsbof unter AUeboting^ der er- 
hobenen Ineom^etenz-Eiorede /^tmd unter VerArerfong des • ^eveDt. an- 
gebrachten VertagTingfigesnches bese^lossen hat, in die Oontatnaeial- 
verbandlong der Sache einzutreten, haben wir im. Auftrage Sr. Ereeilenz 
des Henn Grafen t. Arnim nachstehende Erklärung abzugeben: 

Der Herr Graf v. Arnim ist/xa dem heutigen ^erinine nicht 
erschienen, weil er, wie dier Zeognissä der Aerzte dies beweisen, durch 
seinen Gesundheitszustand in die Unmöglichkeit versetzt war, zu er- 
scheinen; Er würde aber audh/ abgesMien von diesem Hinderungs- 
grunde, sich zum persönlichen Erscheinen nicht für verpflichtet 
eraofatet haben, weil er die CompetMiz des königlichen Staats- 
gerichtshofes bestreitet: über elfte Landesverrathsr Anklage zu urtheilen, 
welche nicht einen gegen das Kötilgreich Preussea, sondern einen gegen 
das Deutsche Beich. begangenen Verratii zum /Gegenstände hat Er 
würde fBrner glauben, dem < kdteiiglichen Staätsgerichtshofe gegenüber, 
auch wenn dessen Gompete'nz ausser Zweifel wJlre, bei gegenwärtiger 
Sachlage auf jede weitere Yertheidigting verzichten zu müssen, weil 
ihm nicht -diejenigen Mittel «der Yertheidigung zur Verfügung gestellt 
sind^: welche er in Anspruch' iiehmen muss^ um äein Interesse bei dem 
Criminalverfohreh nach lülen Seiten hin gesiöbeH- zu fühlen. 

1) Dahin gehört zunächst die ^Garantie dafür,' dass die Oeiffent- 
lichkeit bei der anstehenden Verhandlung ni eh taueg es c blossen 
wevden wlrd,^ während dier Herr Angeklagte glaiiibt annehiiäen zu müssen, 
dasi- die Verhandlung -r- wie dies ihäilweiseiu: dem .früheren^ Pix>eesse 

^ gfegenün der FalLgewesen^r-, im Gebeimön igefdhVt werdöa würde, 
wenn er hier anwesend wäre.: Der Graft Arcto' aber; kaiih «sich nicht 

'^dei^ Gefaür aussetzen^' wegen 'gewisser Yol'günge, die seit Jahren der 

^Welt; hekanivk sind, im Geheimen terurtheiltvzu werden und dadurcli 
der 'Meinung Yorschub^ssu Ijästen/dasraüsserd^n [allgemein bekannten 
Dingen noch irgend welch'Cy efne Ve'furthelilung recht- 

"fertige^nde Geheimnisse^ foidägen^ Selbst eine nach' geheimer 
Verhandlung erfolgende Freis^^reehung mur4f dsm Herrn Gi^n von 
Arnim nichi die ton ihm beans^niehte'Genngthuung gewäfareUi Denn 
es kann ihm weniger darauf 'ankommen, sirti giegen .die Anklage za 
vertheidigen, als darauf, die völlige Nichtbegründung der Beschirfdigung 
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darzuthun und ia die Oeffentlichkeit klar zu stellen, dass eine Yer* 
anlassung zur Erhebung der Anklage für Diejenigen, welche das Ma- 
terial dazu geliefert haben, überhaupt niemals, selbst scheinbar nicht, 
vorhanden gewesen ist. 

2) Die von dem Herrn Grafen von Arnim vorgeschlagenen Ent- 
lastungszeugen sind, unserem Antrage entgegen, entweder nicht vor- 
geladen, oder ihre Vernehmung ist nicht auf dem vorschriftsmässigen 
U-e'quisitionswege verfügt worden. Namentlich sind nicht vorgeladen, 
resp. nicht durch Requisition vernommen: 

a) Herr Adolf Thiers, obwohl derselbe sich bereit erklärt 
hat, sich vernehmen zu lassen und obwohl sein Zeugniss von der 
grössten Bedeutung sein würde, da er' bekunden soll, dass der Graf 
von Arnim ihm gegenüber die Forderung der deutschen Begierung 
rechtzeitig, vollständig und nachdrücklich geltend gemacht hat. 

h) Die Herren Duc deBroglie, Duo de Döcazes und Herr 
L^on Benault, welche bekunden sollen, dass die französische Be- 
gierung durch die in der Broschüre « Pro Nihilo » publicirten Erlasse, 
Berichte und Mittheilungen nichts erfahren hat, was sie nicht schon 
lange durch die ihr selbst gemachten officiellen Mittheilungen des 
Fürsten Bismarck und des ehemaligen Botschafters gewusst hätte. 

c) Der Fürst Bismarck, welcher bekunden soll, dass er nach 
seinem sachverständigen ürtheil in dem Verhalten des Grafen Arnim 
während der Verhandlungen mit Frankreich das Material zu einer An- 
klage nicht gefunden und dass er auch nicht in der Lage ist, die von 
dem Oberstaatsanwalt gemachten Unterstellungen zu unterstützen, wo- 
nach der Graf Arnim sich in seiner amtlichen Thätigkeit von Eigen- 
nutz habe leiten lassen; derselbe wird auch bekunden müssen, dass 
die Anklage sich auf keine Thatsache stützt, welche nicht schon vor 
Jahren Sr. Majestät dem Kaiser und dem Fürsten Bismarck vollständig 
bekannt gewesen ist und dass in denselben Se. Majestät keine Ver- 
anlassung gefunden haben, die von dem Grafen Arnim erbetene Unter- 
suchung oder gar eine Untersuchung wegen Landesverraths zu 
befehlen. 

d) Der Feldmarschall Freiherr von Man teuf fei, welcher 
Zeugniss ablegen soll über die sämmtlichen Verhandlungen, welche 
zwischen Nancy und Paris, wie zwischen Nancy und Berlin hinter dem 
Rücken und ohne Vorwissen des Botschafters über die dem Letzteren 
aufgetragenen Geschäfte geführt worden sind. — Ueber diese diplo- 
matischen Verhandlungen ist der frühere Generalstabschef des Frei- 
herrn von ManteufiFel, Oberst v. d. Burg, vernommen worden. Es 
erscheint aber unzulässig, den Feldmarschall nicht persönlich über 
dasjenige zu vernehmen, was er selbst gethan hat. 

e) Der Minister des Königl. Hauses Freiherr von Schleinitz, 
welcher als Sachverständiger sich dahin aussprechen sollte, dass dem 
Grafen von Arnim und seinem Verhalten in Paris nicht der geringste 
Vorwurf gemacht werden kann, und dies insbesondere auch in Betreff 
der über die Räumungs-Convention geführten Verhandlungen gilt. 
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Derselbe ist durch seine frühere Laufbahn und seine unabhängige 
Stellung hierzu berufen, während der als Sachverständiger vorgeladene 
Geheimrath Wilke, gegen den wir schon protestirt haben, weil wir 
ihm die nöthige Kenntniss nicht zusprechen können, in einem Abhängig- 
keits-Verhältniss von dem als iateressirte Partei auftretenden Reichs- 
kanzler sich befindet, auch bereits als Staatsanwalt in dem gegen den 
Grafen von Arnim eingeleiteten Disciplinarverfahren fungirt und Partei 
ergriffen hat. 

3) . Es sind uns eine grosse Anzahl von Actenstücken vorenthalten 
worden, auf welche die Anklage sich stützt und deren Kenntniss der 
Vertheidigung unentbehrlich ist. Dadurch kommt der Herr Graf von 
Arnim in die Lage, auf das reichhaltige Material, welches dem Reichs- 
kanzler und dem Herrn Oberstaatsanwalt zu Gebote steht, aus dem 
Gedächtnisse antworten zu müssen. Die Actenstücke, auf welche es 
hier ankommt, sind in uüserem Schreiben vom 26. September er. auf- 
gezählt worden. 

Die Anwesenheit unseres Clienten ist andererseits nicht einmal 
nothwendig, da selbst für den Fall, dass alle die von der Anklage 
behaupteten Thatsachen für zugegeben erachtet werden sollten, obwohl 
wir sie nicht zugeben und ihre Unrichtigkeit zum Theil bereits durch 
die nachgewiesene Unwahrheit der Matthise'schen Aussagen, andern- 
theils durch die dem Gerichte vorliegenden Actenstücke, sowie durch 
den dem Gericht eingereichten Brief des Grafen Arnim an den Fürsten 
Bismarck nachgewiesen ist, gelbst dann aus denselben die Schluss- 
folgerungen nicht gezogen werden können, welche die Anklage aus 
denselben gezogen hat. Denn in Erwägung, dass die in der Broschüre 
« Pro Nihilo » publicirten Erlasse, Berichte und sonstigen Mittheilungen, 
die mit Unrecht Nachrichten genannt werden (da Nachrichten nur 
Mittheilungen über gegenwärtige Ereignisse und nicht Mittheilungen 
über der Geschichte angehörige Vorgänge sind), in Erwägung, dass 
diese Schriftstücke auf die Beziehungen Deutschlands zu Frankreich 
thatsächlich nicht den mindesten nachtheiligen Einfluss gehabt haben 
und auch nicht haben konnten, weil dieselben nichts mittheilten, was 
nicht schon durch die in dem gegen den Grafen von Arnim geführten 
Processe veröffentlichten sensationellen Erlasse des Reichskanzlers all- 
gemein in Deutschland und Frankreich bekannt gewesen wäre, dass 
somit der § 92, Alinea 2, welcher Denjenigen bestraft, welcher Nach- 
richten, von denen er weiss, dass ihre Geheimhaltung einer anderen 
Regierung gegenüber für das Wohl des Deutschen Reiches erforderlich 
ist, öffentlich bekannt macht, hier unter keinen Umständen Anwendung 
finden kann, befindet sich der hohe Staatsgerichtshof in der Lage, auch 
in contumaciam zu erkennen : « dass durch eine Broschüre « Pro Nihilo » 
das Verbrechen des Landesverraths nicht begangen worden ist, wer 
auch der Verfasser sein möge. » — Ebenso ist der Staatsgerichtshof 
durch die ihm vorliegenden Actenstücke und den ihm mitgetheilten 
Brief des Grafen von Arnim an den Reichskanzler vollständig darüber 
aufgeklärt, dass bei Gelegenheit der Verhandlungen mit Frankreich im 



Digitized by VjOOQ IC 



— 51 — 

März 1873 das Vaterland überhaupt nicht verrathen worden ist, dass 
aber, wenn das Verbrechen des Landesverraths bei jener Gelegenheit 
begangen worden sein sollte, nicht der Graf von Arnim der Schuldige 
sein würde. Er ist also auch in Beziehung auf diesen Punkt in der 
Lage, in contumaciam freizusprechen. 

Was nun ferner die Behauptung betrifft, dass der Verfasser der 
Broschüre « Pro Nihilo » sich der Majestätsbeleidigung schuldig gemacht 
habe, so enthalten die von der Anklage incriminirten Stellen keines- 
wegs eine solchö. Denn in Erwägung, dass der Bericht über die 
Audienz des Grafen von Arnim bei Sr. Majestät und über die bei 
dieser Gelegenheit von Allerhöchster Stelle gegebene Zusicherung, dass 
Se. Majestät sein Ausscheiden aus dem Dienste nicht wünsche, in einer 
zur Vertheidigung des Grafen von Arnim geschriebenen Schrift nicht 
fehlen durfte, weil nur auf diesem Wege der dem Grafen häufig ge- 
machte Vorwurf zurückgewiesen werden konnte, dass er sich nicht 
rechtzeitig den Angriffen des Eeichskanzlers entzogen habe ; — in 
Erwägung, dass diese Zusicherung nur dadurch verständlich wird, dass 
Se. Majestät die Berechtigung des Fürsten Bigmarck zu Klagen über 
den Grafen nicht anerkannte, sondern die Ursache derselben nur in 
einem Charakterzug des Fürsten sah; — in Erwägung, dass es unter 
solchen Umständen die Pflicht des Grafen Arnim war, sich vor rein 
persönlichen Angriffen des^ Eeichskanzlers nicht zurückzuziehen ; — in 
Erwägung ferner, dass die Kichtigkeit der in der Broschüre enthaltenen 
Darstellung von keiner autorisirten Seite in Zweifel gezogen worden 
ist; — in Erwägung, dass dem Verfasser der Broschüre die Absicht, 
Se. Majestät zu beleidigen, jedenfalls fern gelegen hat, wie sich daraus 
ergiebt, dass er in demselben Satze, wo von jenem Charakterzuge des 
Eeichskanzlers die Eede ist, erwähnt, dass Se. Majestät selbst ausser* 
Stande sei, nachzutragen; — in Erwägung, dass der Gesammtinhalt 
der Schrift auf einen, von tiefster Ehrfurcht gegen Se. Majestät durch- 
drungenen Verfasser hinweist, wie dies z. B., um nur eine Stelle statt 
vieler zu citiren, mit Seite 143 der Fall ist, wo die majestätische 
Bescheidenheit, mit welcher Kaiser Wilhelm den Königsmörder Oskar 
Becker der Vergessenheit übergab, im Vergleich mit dem von den 
Anhängern des Fürsten Bismarck getriebenen Ausnutzungen des KuU- 
mann'schen Attentates gerühmt wird; -— in Erwägung, dass es un- 
möglich ist, Se. Majestät dadurch zu beleidigen, dass behauptet wird, 
dass Allerhöchstdieselben trotz des Dankes, welchen Sie dem Fürsten 
zollten, doch auch die Mängel seines Charakters mit scharfem Herrscher- 
blick erkannten; — in Erwägung endlich, dass die Wiedergabe der 
Aeusserungen Sr. Majestät in gar keiner logischen, oder auch nur 
denkbaren Verbindung steht mit den Stellen der Schrift, welche das 
System des Fürsten critisiren, indem sie es als Ministerialdespotismus 
charakterisiren, « ist der Staatsgerichtshof in der Lage festzustellen, 
dass der Graf Arnim Se. Majestät durch Wiederholung der kaiserlichen 
Worte nicht beleidigt haben würde, selbst wenn er der Verfasser der 
Broschüre wäre. » . 
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Der Verfasser der Broschüre soll Se. Majestät den Kaiser ferner 
dadurch beleidigt haben, dass er in derselben gesagt hat; * Der Graf 
Arnim war vielleicht berechtigt, mit Villeroy, dem Minister Heinrichs HL 
zu sagen: Le roi aurait mieux fait de me laisser sortir par la porte 
ä laquelle j'ai si longtemps ftapp6, que de me jeter par la fenetre. > 
Es scheint fast, als sei die Anklage der Meinung gewesen, dass der 
König Heinrich III. den Minister Villeroy körperlich aus dem Fenater 
geworfen habe. Dies wäre jedoch ein Irrthum, die incriminirte Phrase 
ist nichts weiter, als der Ausdruck des Schmerzes über plötzliche und 
unverdiente Ungnade. Als solcher hat dieselbe augenscheinlieh in der 
Broschüre Platz gefunden. Es ist nicht abzusehen, wie dieselbe eia^ 
Beleidigung Sr. Majestät enthalten soll. 

Ebensowenig kann es eine Majestätsbeleidigung sein, wenn der 
Verfasser behauptet, Se. Majestät haben gegen den Grafen Ärninj 
Partei ergriffen, dadurch, dass Allerhöchstdieselbe gegen ihn entschieden 
hätten. Denn es ist notorisch und historisch ausser Zweifel, dass Se, 
Majestät dies Letztere gethan haben und dass dadurch das Aosscheiden 
des Grafen aus dem Dienste unvermeidlich wurde. 

Der Autor der Broschüre hat demnach nirgends der Majestäte- 
beleidigung sich schuldig gemacht. In Bezug auf die 14, dem Autor 
vorgeworfenen Beleidigungen des Fürsten Bismarck, ist es nicht unsere 
Absicht, den leicht zu führenden Beweis zu erbringen, dass dem Grafen 
von Arnim, wenn er der Autor wäre, mehr als jedem Andern die 
Entschuldigung zur Seite stehen würde, durch 'Angriffe provocirt worden 
zu sein. Wenn indessen der Fürst Bismarck sich 14 Mal durch die 
Broschüre beleidigt fühlt und es für ausreichend hält, eine Genug- 
thuung dafür durch Hilfe des Staatsanwalts zu suchen, so würde eä 
nicht nöthig sein, den hohen Staatsgerichtshof mit dieser Frage zu 
befassen. Es würde zu diesem Zwecke genügen, diejenigen Gerichte 
anzurufen, welche der Fürst Bismarck in der Regel für competent 
hält, um seine gekränkte Ehre wiederherzustellen. 

Wir schliessen diese Erklärung mit der Behauptung, dass eiü 
Contumacial-Urtheil des hohen Gerichtshofes nicht vermögen wird, die 
Nation zu überzeugen: i 

1) dass Graf Arnim ein Landesverräther sei, 

2) dass er Seine Majestät beleidigt habe, 

(gez.) Munkel. (gez.) Quenstedt. 
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